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AUF EIN WORT…
Liebe Kolleginnen und Kollegen

Wenn
man die
Ereignisse
der letzten
Wochen
genauer
analysiert,
wird man
unschwer
feststellen,
dass die

Warnungen der GdP offenbar auf
keinen fruchtbaren Boden gefallen
sind. Schon seit mehreren Jahren
hat die Gewalt gegen Polizeibeam-
tinnen und –beamten in außerge-
wöhnlichem Maß zugenommen
und die überwiegende Mehrheit un-
serer Politiker schaut einfach weg
oder fordert gar Bestrafungen von
Polizeibeamten bzw. Wiederauf-
nahme bereits eingestellter Verfah-
ren, die nach Feststellungen der Ge-
richte eingestellt werden mussten,
weil die Beamtinnen und Beamten
während ihres rechtmäßigen Ein-
schreitens nachweislich in Not-
wehr/Nothilfe gehandelt haben.
Sitzt die Polizei wieder einmal zwi-
schen den Stühlen und wird von al-
len als Prügelknabe missbraucht?
Es kommt einem wirklich so vor.
Selbst die Autonomen in unserem
Land haben erkannt, dass viele Poli-
tiker nicht zu ihrer Polizei stehen und
nutzen dies gnadenlos aus, wenn
man die Ausschreitungen während
der jüngsten Demonstrationen noch
einmal Revue passieren lässt. Ande-
re Politiker wiederum geben unum-
wunden zu, dass sie das Grundrecht
der Versammlungsfreiheit über die
höchsten Rechtsgüter wie das Leben
und die körperliche Unversehrtheit
stellen. Wer wählt diese Leute, die
offenbar aus Parlamenten heraus
den Staat in Frage stellen? Selbst
wenn es abgedroschen klingt, so
muss sich doch jeder allen Ernstes
fragen, wer die schützt, die den
Staat und seine freiheitlich demo-
kratische Grundordnung schützen
und mit ihrer Gesundheit und sogar
ihren Leben dafür einstehen. Wir
haben aber nach wie vor einen star-
ken Verbündeten – nämlich unsere
Bürgerinnen und Bürger, deren Soli-
darität den vielen Polizeibeamtin-
nen und –beamten in unserem Land
gut tut. Politiker, die sich gegen ihren

Polizei und somit gegen die Gesell-
schaft stellen, werden dies bei den
nächsten Wahlen empfindlich zu
spüren bekommen, was nun schon
allzu oft unter Beweis gestellt wurde.
Doch, wenn solche „Volksvertreter“
oder „Volksverdreher“ 4 bzw. 5 Jah-
re solche Dogmen lostreten dürfen,
ohne durch Parlamente in die
Schranken verwiesen zu werden, ist
das eine harte Prüfung für einen de-
mokratischen Staat.

Tarifabschluss für Kommunen
kann sich sehen lassen!

Ein Jahr vor dem Land Hessen
war die Tarifgemeinschaft der Län-
der in die Verhandlungen eingetre-
ten, bei denen auch Heinz Schis-
kowsky und Petra Moosbauer von
hessischer Seite aus in Berlin mit am
Verhandlungstisch saßen, weil die
GdP, wie auch ver.di, eine nicht un-
erhebliche Anzahl von Mitgliedern
bei den Kommunen vertritt. 6,3 %
mehr Lohn, auf zwei Jahre verteilt,
muss deshalb auch das Minimalziel
bei den Verhandlungen zum TV-H
sein, die Februar/März 2013 star-
ten werden. Das Ergebnis in Berlin
wurde nicht geschenkt. Als niemand
mehr nach nächtelangen Verhand-
lungen mit einem Abschluss rechne-
te, wurde jedoch der Knoten durch-
schlagen und Arbeitgeber sowie
Gewerkschaften rangen sich zu ei-
nem durchaus akzeptablen Ver-
handlungsergebnis durch. Allein
die Forderung, von mindestens �
200 für die unteren Einkommens-
gruppen, konnte nicht umgesetzt
werden. Es ist nicht nachzuvollzie-
hen, dass der öffentliche Dienst jah-
relang Verzicht geübt hatte, um ge-
meinsam mit den
Arbeitgebergebern die Haushalte
zu sanieren. Anstatt jedoch die Neu-
verschuldung auf ein vernünftiges
Maß herunterzufahren, hatten sich
die öffentlichen Arbeitgeber darauf
verlassen, mit erneuten Verzichten
der Arbeitnehmer, die Ausgaben
weiter unkontrolliert anwachsen zu
lassen. Während der öffentliche
Dienst Maß gehalten hatte und zum
Teil sogar Nullrunden in Kauf nahm,
hatten andere Beschäftigungszwei-
ge beachtliche Gehaltszuwächse.
Die Schere ging immer weiter aus-
einander und auch der öffentliche

Dienst wollte nun endlich zumindest
die Inflationsrate der letzten Jahre
ausgeglichen wissen. Bei den
nächsten Verhandlungen für Hes-
sen muss die Politik ihre gemachten
Zusagen auch halten und die Ein-
kommensverbesserungen auch für
die Polizeibeamtinnen und -beam-
ten zeit- und deckungsgleich über-
nehmen. Loyalität und Treue muss
schließlich auf geschätzt werden.

Wiederholt sich 2013 die Strei-
chung der Jubiläumsgabe?

Dass die Beamtinnen und Beam-
ten der Einstellungsjahrgang 1973
für die verantwortlich handelnden
Politiker nur Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamte zweiter Klasse sind,
wurde bereits 1998 eindrucksvoll
unter Beweis gestellt. Wie alle priva-
ten Betriebe hat sich auch das Land
Hessen auf die Fahnen geschrie-
ben, den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern für ihre langjährigen treu-
en Dienste zu danken, wenn sie 25,
40 oder 50 Jahre lang als Polizeibe-
dienstete zum Wohl des Staates treu
und brav ihren Dienst abgeleistet
haben. Offenbar war aber der Ein-
stellungsjahrgang 1973 dem Land
Hessen eine solche Anerkennung
nicht wert. Ohne Hinweis, warum
gerade dieser Jahrgang nicht ins
politische Konzept passt, wurde die-
sen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Landes Hessen die Jubi-
läumsgabe verwehrt. 2013 begeht
dieser Einstellungsjahrgang sein
40-jähriges Dienstjubiläum und je-
der der Betroffenen wartet gespannt
darauf, ob ihnen 2013 eine Aner-
kennung ihres Arbeitgebers zu Teil
wird. Nach 40 Jahren erhalten Be-
amtinnen und Beamte eine Jubi-
läumszulage in Höhe von 410 �,
was jährlich exakt 10,25 � und täg-
lich dem fünften Teil eines Cent ent-
spricht. Es ist beschämend, dass die
Beamtinnen und Beamten des Lan-
des Hessen ihrem Arbeitgeber gera-
de einmal alle 5 Tage einen (1) Cent
wert sind. Bleibt abzuwarten, ob der
Einstellungsjahrgang 1973 weiter-
hin absolut wertlos ist und keinerlei
Wertschätzung erhält – verwundern
würde dies bei dieser Politik nie-
manden.

Euer Wolfgang Link
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Einsatzbetreuung

Eine logistische Herausforderung
war für die Frauen und Männer der
Abteilung Zentrale Dienste beim Po-
lizeipräsidium Frankfurt der Einsatz
anlässlich der Blockupy-Tage vom
16. bis 19. Mai 2012 in Frankfurt.
Wie bei allen solchen Großeinsät-

zen versuchte auch die GdP im Rah-
men ihrer Möglichkeiten den Ein-
satz zu begleiten. Durch ständigen

Kontakt zwischen den verantwortli-
chen Machern von der Versorgung
und der Gewerkschaft wurde schon
im Vorfeld versucht, den vielen Kol-
leginnen und Kollegen den Einsatz
so angenehm wie möglich zu ge-
stalten. Schon bei der Anreise der

vielen hundert Unterstützungskräfte
aus Nordrhein-Westfalen am
Nachmittag des 15. Mai 2012 wur-

de telefonischer Kontakt hergestellt;
man kennt sich schließlich aus zahl-
reichen Einsätzen der letzten Jahre.
Das setzte sich den gesamten Zeit-
raum über so fort, denn wenn alle
Polizeien des Bundes und der Län-
der, mit Ausnahme der bayerischen

Landespolizei, anreisen, muss sei-
tens der Behörde und der GdP das
gesamte „Know-How“ eingebracht

Manfred Diem und Helmut Loos freuen sich über die Betreuung am Stand der GdP.

Mit schwerem Gerät zu arbeiten fällt den Kollegen der GdP nicht schwer.
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werden. Denn ist allseits bekannt,
dass wenn der Körper sich wohl-
fühlt, auch der Geist eine angeneh-
me Stimmung verbreitet.

Dass das Ganze mit den Mög-
lichkeiten im Präsidium über einen
so langen Zeitraum nicht zustem-
men war, leuchtete jedem ein, so
dass wie schon so oft, auch die Mes-
se in das Einsatzkonzept mit einge-
bunden war, um alle eingesetzten
Kolleginnen und Kollegen entspre-
chend zu verpflegen und satt zu be-
kommen. Vom Leistungsvermögen
der polizeilichen Versorgung konn-
ten sich Innenminister Boris Rhein
und die geladenen Pressevertreter
bei einem Rundgang in der Messe-
halle überzeugen. Die Einheiten ga-
ben sich die Klinke in die Hand.
Hunderte von Polizistinnen und Poli-
zisten kamen jeweils immer zeit-
gleich und waren innerhalb weniger
Minuten versorgt.

Noch während sie dann beim Es-
sen waren, kamen die nächsten Ein-
heiten, so dass ein ständiges Kom-
men und Gehen war – und dass
rund um die Uhr. Vom Frühstück in
Büffetform angefangen, über eine
warme Mahlzeit zur Mittagszeit bis
hin zum reichhaltigen Abendessen
wurden alle versorgt. Frisches Obst,
kleinere Snacks und Getränke stan-
den jederzeit zur Verfügung und
konnten von den in Bereitschaft ge-
brachten Einsatzbeamtinnen und
–beamten jederzeit an einer der 4

Versorgungsstraßen entgegenge-
nommen werden. Was die
Versorger des Polizeipräsidiums ge-
leistet haben, um ihre vielen in Ein-
satz befindlichen Kolleginnen und
Kollegen angemessen zu versor-
gen, muss an dieser Stelle einmal
erwähnt werden.

Die Hauptarbeit liegt mit Sicher-
heit in der Vorbereitung; denn wird
in dieser Phase etwas versäumt, so
ist es an den Einsatztagen, wenn ein
solches Konzept greift, nicht mehr
gutzumachen. Unerwähnt bleiben
darf bei aller vorbereitenden Logis-
tik allerdings nicht, dass auch die
vielen für die Versorgung abgestell-

ten Polizeibeschäftigten an den Ein-
satztagen an die Grenzen ihres phy-
sischen und psychischen Leistungs-
vermögens stoßen und gerade
während der „Blockupy-Tage“
mehrer Tage im Schichtdienst ihren
Mann/Frau gestanden hatten.

Es war nämlich nicht nur an der
Messe ein Stützpunkt aufgebaut,
sondern auch im Polizeipräsidium,
so dass alles ein klein wenig entzerrt
wurde. Welche Rolle spielt die GdP
bei der Versorgung? Die GdP hatte
es sich schon seit Jahren zum Ziel
gesetzt, bei großen Einsätzen die
vielen hundert Kolleginnen und Kol-
legen angemessen zu betreuen, d.
h. alles das zu tun, was die Behörde
nicht in der Lage zu leisten ist. Wir
verstehen uns nämlich nicht als
Konkurrenz zu der polizeilichen Be-
treuung und Versorgung, sondern
werden lediglich unterstützend tä-
tig.

Die Stärke in dieser Betreuung
liegt darin, dass unsere vielen Rent-
ner und Pensionäre aus ganz Hes-
sen sofort zur Stelle sind, wenn es
heißt ihre im Dienst befindlichen
Kolleginnen und Kollegen zu unter-
stützen und dabei zu helfen diesen
schon sehr anstrengenden Dienst
etwas menschlicher zu gestalten.

Dass die GdP Hessen bei der Be-
treuung immer wieder für Überra-
schungen gut ist, hat sich seit der
WM 2006 überall herumgespro-
chen. So hatten die Kolleginnen und
Kollegen aus Nordrhein-Westfalen
gleich bei ihrer Ankunft gefragt, was
die GdP bietet.

Fleißige Helfer bei der Essensausgabe.

Pensionäre unter sich: Konrad Jänicke und Lothar Keller unterstüzten die Einsatzbetreuung.
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Jedem war bewusst, dass die Be-
treuung während der „Blocku-
py-Tage“ nicht mobil von statten ge-
hen konnte, weil durch die Vielzahl
der Einsatzkräfte nicht jeder hätte
erreicht werden können.

So baute die GdP auf der Messe
und im Präsidium Pavillons neben
den Ruhezonen auf, wo Eistruhen
mit Langnese Eis und Saeco Kaffee-

automaten von der Fa. Editho auf-
gestellt wurden. Von Mittwoch bis
Freitag wurden täglich jeweils
6.500 Portionen ausgegeben. Am
Samstag stellte die GdP auf
Schaumküsse um, weil schwer kal-

kulierbar war, ob die eingesetzten
Kräfte die Stützpunkte anfahren
konnten. So wurden Eis, Schaum-
küsse, Kaffee, Cappuccino, Latte

Macchiato und weitere Kaffeespe-
zialitäten gereicht, was bei allen
sehr gut ankam. Neben dieser Be-
treuung hatten die verantwortlichen
vor Ort auch eine Hotline geschal-
tet, wo jeder und jedem bei Rückruf
schnell und unbürokratisch gehol-
fen werden konnte. Hauptanliegen
bei Anrufen auf diesen Hotlinenum-
mern waren in erster Linie Fragen,
wenn es um Ablösungen nach ei-
nem anstrengenden 12-Stunden-
Tag/Nacht ging. Allen konnte ge-
holfen werden, denn bei solchem
Kräfte raubenden Einsatz, geht die
Transparenz in der aufkommenden
Hektik mitunter verloren. Alle Kolle-
ginnen und Kollegen der GdP, die
von Dienstag bis Samstag zur Be-
treuung der Einsatzkräfte in Frank-
furt waren haben jeweils täglich im
2-Schichtenrhytmus ihren vielen
hessischen und außerhessischen
Kolleginnen und Kollegen den Ein-
satz etwas angenehmer gestaltet.
Und was gibt es für ein schöneres
Dankeschön als die Anerkennung
der Polizistinnen und Polizisten, die
nach dem Einsatz zum Teil Hände
schüttelnd auf die GdP-Betreuer zu-
kamen und voll des Lobes waren. So
wird mein Lob für die Versorger des
Polizeipräsidiums Frankfurt und die
vielen Rentner und Pensionäre der

GdP bei so viel Anerkennung mit Si-
cherheit untergehen. Trotzdem ein
ehrlicher Dank an alle!

Text und Fotos: Wolfgang Link

In den Pausen war für Unterhaltung gesorgt, auch der Landesvorsitzende Jörg Bruchmüller und
der PR-Vorsitzende von Nordhessen, Klaus Vestweber betätigten sich sportlich.

In Frankfurt arbeiten GdP und Dpolg zum Wohle der Kolleginnen und Kollegen miteinander und nicht gegeneinander. Dieter Langsdorf und Peter
Wittig waren aktiv bei der Sache.



13

Politik lässt Polizei im Stich

Nachdem es bei der Demonstra-
tion am 31.03.2012 in Frankfurt zu
schweren Ausschreitungen mit
mehreren verletzten Polizeibeamtin-
nen und -beamten sowie erhebli-
chen Sachschäden in der Frankfur-
ter Innenstadt kam, versuchte die
autonome Szene die sogenannten
„Blockupytage“ in der Zeit vom 16.
bis 19. Mai 2012 als Plattform zu
nutzen.

Die an für sich als absolut fried-
lich einzustufende Protestbewe-
gung, an der sich Demonstranten
aus allen Bevölkerungsschichten
und unterschiedlichster Organisa-
tionen beteiligen wollten, erhielt
über Nacht plötzlich einen negati-
ven Touch, weil hunderte gewalttäti-
ger Autonome übers Internet zu Ge-
walt gegen Sachen und gar
Menschen aufriefen. Bezeichnend
hierzu waren Film und Plakat, die
eine Tsunami-Welle auf Frankfurt
zurollen ließen, die zunächst vor
Gebäuden nicht halt machte und
dann auch noch Polizeibeamte vor
sich hertrieb. Man braucht in der Tat
nicht viel Phantasie, um die Aussage
dieser Aufrufe zu deuten.

Umso erschütternder ist es für die
Bürger mit Aussagen von selbster-
nannten Demokraten, wie den des
Abgeordneten der LINKEN, Ulrich
Wilken, konfrontiert zu werden, der
in mehreren Interviews bei verschie-
denen Fernsehsendern den Zu-
schauern suggeriert hatte, dass die
Demonstrations- und Versamm-
lungsfreiheit als Grundrecht höher
einzustufen ist, als das Recht auf Le-
ben und körperliche Unversehrtheit.
Die Mitglieder dieser Partei setzten

sogar noch eines drauf, weil sie die
Urteile der Gerichte bis hin zum
Bundesverfassungsgericht nicht an-
nehmen und akzeptieren wollten,
was mit zivilem Ungehorsam nichts
mehr zu tun hat. Im Hof des DGB in
der Wilhelm-Leuschner-Straße wur-
den junge Gewerkschafter zur Teil-
nahme an den nichtgenehmigten

Veranstaltungen aufgefordert. Sind
das unsere wahren Demokraten,
die sich nicht an Recht und Gesetz
halten? Es ist für hessische Polizei-
beamte nicht gerade aufbauend,
wenn gewählte Volksvertreter nicht
zu ihrer Polizei stehen. Auch Andrea
Nahles, Generalsekretärin der SPD,
bezeichnete aus der Ferne die poli-

Die Ruhe vor der Demo.

Überall in der Stadt verhinderte die Polizei nicht genehmigte Aktionen.
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zeiliche Anwesenheit als maßlos
überzogen. Die SPD-Generalsekre-
tärin Andrea Nahles kritisierte das
Verbot der fast alle durch das Ge-
richt verbotenen Proteste. "Das lässt
die Befürchtung zu, dass hier das
Recht auf Versammlungsfreiheit
nicht sehr ernst genommen wird",

gab sie zum Besten. Es ist schon er-
schreckend und lässt die Alarmglo-
cken schrillen, wenn man feststellen
muss, wie eine gewählte Vertreterin
des Deutschen Bundestages die Ge-
waltenteilung in Frage stellt und das
Bundesverfassungsgericht kritisiert.
Umso schlimmer ist aber, dass die
innenpolitische Sprecherin der SPD,
Nancy Faeser, ihr gleich zur Seite
sprang, ohne viel zu überlegen.

Es ist kein rühmliches Verhalten,
sich gegenüber Gerichten, Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten in
solcher Form negativ zu äußern und
schon mal gar nicht, wenn man
über kurz oder lang Regierungsver-
antwortung übernehmen will. Ich
kann hier nur sagen, dass gewissen
Personen aus der Opposition die
nötige Reife zur Übernahme der Re-
gierungsverantwortung fehlt. Die
Einsatzkräfte hätten sich bestimmt
gefreut, wenn sich diese beiden Kri-
tikerinnen vor Ort einmal ein Bild
gemacht hätten, anstatt jetzt aus si-
cherer Distanz solche unhaltbaren
Äußerungen von sich zu geben. Wo
waren denn die Politikerinnen und
Politiker dieser Partei als es darum
ging, ihren vielen eingesetzten hes-

sischen Polizeibeamtinnen und -be-
amten Solidarität und Anerkennung
zu zollen, weil sie Leben und Eigen-
tum der Bürger der Stadt Frankfurt
mit ihrem eigenen Leben und der
Gesundheit schützten und über
Tage hinweg für die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung eintra-

ten, weil sie einen Eid auf das
Grundgesetz und die hessische Ver-
fassung abgelegt haben. Solchen
politischen, undurchdachten Äuße-
rungen ist es doch zu verdanken,
dass gerade diejenigen, die noch
am 31.03.2012 nach der Polizei
gerufen haben, jetzt gegen die Poli-

zei heftigste Attacken reiten. Der In-
nenminister hat sich jedenfalls je-
den Tag bei den vielen hessischen
und außerhessischen Kräften sehen
lassen und den Beamtinnen und Be-
amten das Gefühl gegeben, das zu-
mindest er zu seiner Polizei steht,
was auch dankbar so aufgenom-
men wurde.

Ich kann mich nicht daran erin-
nern, dass in der Vergangenheit ein
Innenminister während den gesam-
ten Einsatztagen bei seiner Polizei
war. Selbst bei der WM 2006, die
über mehrere Wochen ging, war der
damalige Innenminister Volker
Bouffier nur sporadisch und zudem
pressewirksam bei den eingesetzten

Auch unser Personalratsmitglied Bodo Pohl
war eingesetzt.

Großes Lob für die Organisation der Verpflegung an den Kollegen Tänzer.

Die GdP betreute die Kollegen an allen Einsatztagen, teilweise unterstützt von den anderen Be-
rufsvertretungen.
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Kräften. Deshalb – Danke Herr
Rhein, dass Sie jeder Zeit zu den vie-
len eingesetzten Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten gestanden ha-
ben! Auch die Oberbürgermeiste-
rin, Petra Roth, sowie der Ord-
nungsdezernent der Stadt Frankfurt,

Markus Frank, waren des Öfteren
bei den eingesetzten Polizisten aus
insgesamt 15 Bundesländern und
des Bundes.

Ehrlich gesagt, das tut gut, wenn
zumindest einige Politiker wissen,
was die vielen tausend eingesetzten
Beamtinnen und Beamten für den
weiteren Fortbestand der freiheitlich

demokratischen Grundordnung ge-
leistet haben. 16 bis 20 Stunden
Einsatzdauer für jede und jeden ein-
gesetzte Beamtin und Beamten war
keine Seltenheit. Umso befremdli-
cher waren dann propagandisti-
sche Berichterstattungen einiger

Publikationsorgane, die wider bes-
seres Wissen behaupteten, das ein
Großteil der eingesetzten Sicher-
heitskräfte den Einsatz verweigert
hätten, weil sie mit den Demon-
stranten solidarisch gewesen wä-
ren.

Tatsache ist aber, dass gerade
wegen der menschenverachtenden

gewalttätigen Ausschreitungen vom
31.03.2012 alle Beamtinnen und
Beamten trotz fehlender Unterstüt-
zung vieler Politikerinnen und Politi-
ker hochmotiviert waren, damit sich
solche Vorfälle nicht wiederholen.

Auch wenn die polizeiliche Ge-
fahrenprognose von der Presse als
„absurd“ bezeichnet wurde, so ist
nicht weg zu kaschieren und weg zu
revidieren, dass dieselben gewalttä-
tigen Autonomen am 19. Mai im
Demonstrationszug waren, die Ge-
schäftsleute und Bürger am 31.
März das Fürchten lehrten und in
Angst und Schrecken versetzten.

Festgestellt werden muss deshalb
ohne Umschweife, dass es nur dem
massiven polizeilichen Auftreten zu
verdanken ist, dass die bekannten
Mitglieder des „schwarzen Blocks“
absolute Zurückhaltung zeigten,
weil sie erkannt hatten, dass ihre
„Spielwiese“ geschlossen war.

Selbst die Bewohner des Occu-
py-Camps bedankten sich bei der
Polizei, dass sie ihre Zelte unbeschä-
digt nach den mehrtägigen Aktio-
nen wieder übernehmen konnten.

Es wurde seitens dieses Personen-
kreises geäußert, dass dies wohl
nicht der Fall gewesen wäre, wenn
nicht eine sog. „Bannmeile“ um die
EZB eingerichtet worden wäre. Sind
diese wahren Protestler den Politi-
kern eine oder mehrere Nasenlän-
gen voraus?

Text und Fotos: Wolfgang Link

Im Hof des Polizeipräsidiums war ein ständiges Kommen und gehen.

Elke Oswald im Gespräch mit Christian Hertel, der viele Stunden zur Unterstützung der Einsatz-
kräfte im Dienst verbrachte.
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Die verblödete Republik
Wie uns Medien, Wirtschaft und Politik für dumm verkaufen

Der 57jährige Thomas Wieczo-
rek ist studierter Volkswirtschafter,
Journalist und Parteienforscher. Er
arbeitete für verschiedene renom-
mierte Zeitungen, Rundfunk und
Fernsehen. Promoviert hat er mit
dem Thema „Die Normalität der Po-
litischen Korruption“. Schon das
zeigt die kritische Einstellung des
Bücherschreibers, dass er den Par-
teien und den Managern der Wirt-
schaft kritisch auf die Finger schaut,
dass er die Hintergründe des politi-
schen und wirtschaftlichen Gesche-
hens ausleuchtet und öffentlich
macht. Das macht er auch in dem
hier besprochenen Werk „Die ver-
blödete Republik“ mit dem Unterti-
tel „Wie uns Medien, Wirtschaft und
Politik für dumm verkaufen“. Das
Buch ist 2009 erschienen im Knaur
Taschenbuch Verlag, ISBN
978-3-426-78098-5, zum Preis
von 8,95 Euro und im Buchhandel
erhältlich.

Dass dieses Werk keine Eintags-
fliege ist, zeigen die ebenfalls bei
Knaur erschienen Bücher von Wiec-
zorek: „Die Stümper“. Über die Un-
fähigkeit unserer Politiker.
„Schwarzbuch Beamte“. Wie der
Behördenapparat unser Land rui-
niert. „Die DAX-Ritter“. Wie Mana-
ger unser Land ruinieren. „Die Dilet-
tanten“. Wie unfähig unsere
Politiker wirklich sind. In allen Wer-
ken nimmt der Autor kein Blatt vor
den Mund, belegt seine Aussagen
mit entsprechenden Quellenanga-
ben und Hintergrundinformatio-
nen.

In seinem neuen Werk nimmt
Thomas Wieczorek nicht nur Politik
und Wirtschaft aufs Korn, auch die
Medien werden nicht verschont.
Das Fernsehprogramm werde im-
mer seichter, zeige immer mehr
Koch- und Tiergeschichten, Daily
Soaps, Superstar- und Topmo-
del-Wettbewerbe, fülle die Abende
mit meist sinnlosen Talkrunden und
berufe sich auf zweifelhafte, weil
nicht belegte, Gutachten und Um-
fragen in der Bevölkerung. „Man
kann einen Teil des Volkes die ganze
Zeit täuschen, Und das ganze Volk
einen Teil der Zeit. Aber man kann
nicht das ganze Volk die ganze Zeit
täuschen“, zitiert er den einstigen

amerikanischen Präsidenten Abra-
ham Lincoln. Es ist auch nicht alles
wahr „weil’s in der Zeitung steht“,
wie ein Liedermacher einmal sang.
Meinungsfreiheit ist die Freiheit eini-
ger weniger Medienmacher, weiß
Wieczorek. Die wahre Volksverblö-
dung aber findet genau dort statt,
wo sie der selbsternannte Bildungs-
bürger am wenigsten vermutet: in
den Medien, der Wirtschaft und vor
allem in der Politik, schreibt der Au-
tor. Wer all die hochgestochenen

Berichte und Kommentare der „se-
riösen Medien“, die supergewichti-
gen Konjunkturprognosen der Wirt-
schaft und die treuherzigen
Wahlversprechen der Politik so un-
reflektiert aufsaugt wie der Bibel-
treue das Alte Testament, der ist
schon hereingefallen. Heraus
kommt ein Abklatsch, der noch we-
niger Wert ist als ein Zerrbild. Letzte-
res nämlich könnte man – rein theo-
retisch entzerren. Was den Bürgern
allerdings Tag für Tag, Woche für
Woche, Jahr für Jahr zugemutet
wird, das ist – wie der Volksmund zu
Recht sagt – „so falsch, dass nicht
einmal das Gegenteil stimmt“. Dass
noch immer viel zu viele Mitbürger
dem geballten Müll der Meinungs-
macher vertrauen, ist die schlechte
Nachricht. Dass immer mehr Men-
schen den Verblödungsprofis auf
die Schliche kommen – siehe auch
manche Nichtwähler – lässt hoffen,
schreibt Wieczorek. „Stuttgart 21“
ist ein positives Beispiel.

Der Autor greift die „Soziale
Marktwirtschaft“ ebenso auf wie
den „Neoliberalismus“. Er sieht im

„Ehrenamt“ die Dummen, geißelt
die sich immer weiter ausbreitende
Schere zwischen arm und reich
ebenso wie den Spruch, dass Min-
destlohn den Aufschwung gefähr-
det. Er zeigt auf, dass immer die
kleinen Leute mit weniger Einnah-
men und höheren Steuern den Kar-
ren aus dem Dreck ziehen, den
skrupellose Manager und Banker
dorthin gefahren haben. Reiche
Leute werden geschont. Unter Hel-
mut Kohl mussten sie höhere Steu-
ern zahlen als unter Rot-Grün.
„Heuschrecken“, das Übel in vielen
Wirtschaftszweigen, wurden auch
erst durch Schröder und Fischer
möglich. Fehler haben aber auch
CDU, FDP, Grüne und Linke ge-
macht. Irgendwo geht es ihnen alle
irgendwie um Macht und nicht um
Gerechtigkeit. Wieczorek entlarvt
den Spruch „Kapital“ arbeitet“, zeigt
auf, dass auch mit Riester-Rente die
Alten künftig verarmen, dass „Kun-
denberater“ von Banken und Versi-
cherungen mehr auf ihren eigenen
Vorteil schauen als auf den ihrer
Kunden. Er weiß, dass Meinungen
erkauft werden von allen, die ein In-
teresse an der Erhaltung der Macht
haben. Kriege am Balkan, im Irak
oder Afghanistan nutzen nur den
Reichen, nicht aber dem Volk. Es
gehe nicht um Demokratie, sondern
um wirtschaftliche Macht. Es werden
Menschen, Gruppen gegeneinan-
der ausgespielt, die Unterschicht
gegen die Oberschicht, die Dicken
gegen die Dünnen, so wie es den
Menschen passt, die an den Hebeln
der Macht sitzen. Es wird gelogen
und betrogen, offen und verdeckt,
die Wirtschaft beherrscht die Politik,
Bildung wird nur insoweit zugelas-
sen, als sie die Mächtigen nicht ge-
fährdet und so weiter und so weiter.

Die Bandbreite dessen, was Tho-
mas Wieczorek anspricht, geht so
weit, dass man sie hier nicht voll
wiedergeben kann. Lesenswert ist
sein Buch „Die verblödete Republik“
aber allemal. Dabei werden so
manchem Leser, so mancher Lese-
rin, die noch nicht ganz verblödet
sind, die Augen aufgehen über das
Ränkespiel der „Eliten“ und derer,
die sich dafür halten.

Norbert Weinbach



GdP gewinnt in Frankfurt trotz Verlusten die Wahl
Keine Veränderungen bei den Personalratswahlen des PP Frankfurt

Aufgeregt waren die Zuschauer
der GdP nicht, als am 25. Mai die
Stimmen der Personalratswahl im
Polizeipräsidium Frankfurt ausge-
zählt wurden. Wahlleiter Achim
Grieb hatte alles im Griff und seine
Leute vom Wahlvorstand entspre-
chend eingeteilt zum Zählen. Alle
Ergebnisse wurden in einen PC ein-
gegeben und entsprechend ausge-
wertet. Von den 3183 Beamtinnen
und Beamten waren 25 Prozent zur
Wahl gegangen. Bei den Tarifbe-
schäftigten waren es 34 Prozent.
Insgesamt ergab das die Zahl von
26 Prozent Wahlbeteiligung. Damit
lag die Zahl noch unter der schlech-
ten Wahlbeteiligung der Wahlen
des Jahres 2008. Damals hatten 34
% gewählt und zwar 27 % Beamtin-
nen und Beamte und 41 % der Tarif-
beschäftigten.

Örtlicher Personalrat

Bei der Gruppe der Beamt/innen
gaben 795 Wahlberechtigte ihre
Stimme ab. Ungültig waren 19

Stimmzettel. 368 Stimmen (46%)
entfielen auf die GdP, 181 (23%)
auf die DPolG und 210 (26%) auf
den BDK. Damit ziehen für die GdP
folgende Kandidat/innen in den
Personalrat ein: Sibylle Perrot
(PR-Vorsitzende), Wolfgang Link,
Giovanni Li Fonti, Bodo Pohl, Tho-
mas Pfeil, Uwe Nachtwey, Dirk
Hartwigk.

Bei den Arbeitnehmer/innen (Ta-
rifbeschäftigte) gaben 181 Beschäf-
tigte ihre Stimme ab. 124 (70 %)
wählten die GdP-Vertreter/innen,
53 (30 %) die DPolG und der BDK
hatte keine Liste eingereicht. Vier
Stimmen waren ungültig. Damit zie-
hen von der GdP in den Personalrat
ein: Oliver Hoog und Petra Moos-
bauer.

Somit stellt die GdP auch im neu
gewählten Personalrat wieder neun
Personen, sieben Beamt/innen und
zwei Tarifbeschäftigte. Die GdP hat
damit wieder die Mehrheit im örtli-
chen Personalrat.

Beim Hauptpersonalrat wählten
von 770 Beamtinnen und Beamten
391 (51%) die GdP, 173 (22 %) die
DPolG und 206 (27 %) den BDK. 11
Stimmen waren ungültig. Von 174
ArbeitnehmerInnen wählten 105
(60 %) die GdP, 53 (30 %) die DPolG
und 16(10 %) den BDK. Fünf Stim-
men waren ungültig.

Ziel erreicht

Als das Ergebnis bekannt wurde,
zeigten sich alle bei der Wahl anwe-
senden GdP Mitglieder zufrieden,
auch wenn die Wahlbeteiligung
weiter gesunken und sich dadurch
auch die absolute Stimmenzahl der
GdP verringert habe. Enttäuschend
war die Wahlbeteiligung. Sibylle
Perrot hat nach der schlechten
Wahlbeteiligung im Jahre 2008 ei-
nen Artikel im Polizeireport ge-
schrieben. Wir haben den Artikel
angehängt, er ist mit einer Verände-
rung von Zahlen und Namen ohne
Probleme auf die jetzige Situation
anzuwenden.                            SP



23

Stell’ Dir vor es ist Personalratswahl und keiner geht hin..?
Einige Gedanken zum Ergebnis der Personalratswahl

Jetzt ist fast wahr geworden was
oben steht. Die GdP hat zwar die
Personalratswahl beim PP Frankfurt
gewonnen, jedoch bei einer Wahl-
beteiligung von 34% insgesamt,
wobei sich die BeamtInnen mit ge-
rade einmal 27% beteiligt haben
und es die ArbeitnehmerInnen mit
41% auch nicht mehr herausreißen
konnten.

Natürlich stellen wir uns die Fra-
ge nach dem Warum.

l Fühlen sich die Kolleginnen
und Kollegen nicht richtig ver-
treten?

l Wissen sie, wofür die Perso-
nalvertretung wichtig ist?

l Sind sie einfach ignorant und
bequem?

Es gibt wahrscheinlich nicht nur
eine Antwort, sondern es ist eine Mi-
schung aus allem.

Wenn man mit Kolleginnen und
Kollegen spricht, stellt man immer
wieder fest, dass es viele Fragezei-
chen zu der Arbeit des Personalrats
gibt.

Es gibt Viele, die glauben, dass
man nur dann wählen darf, wenn
man in einer Gewerkschaft ist. Das
ist definitiv falsch, der Personalrat
wird von allen Beschäftigten ge-
wählt. Es ist richtig, dass sich Ge-
werkschaften und Berufsvertretun-
gen zur Wahl stellen. Das ist nicht
anders wie bei politischen Wahlen,
nur sind es dort die Parteien, die
man wählt und bei uns eben die Ge-
werkschaften. Die Aufstellung der
Listen erfolgt in der GdP basisde-
mokratisch, d.h. die Kreisgruppen
wählen in ihren Jahreshauptver-
sammlungen KandidatInnen. Jedes
Mitglied kann dorthin gehen und
mitwählen oder sich wählen lassen.
Aber auch die Jahreshauptver-
sammlungen werden ja nicht be-
sucht.

Der Personalrat hat bei vielen
Dingen mitzubestimmen, die für die
Kolleginnen und Kollegen wichtig
sind, z.B. Versetzungen, Beförde-
rungen oder auch Entlassungen,
aber auch Umorganisationen oder
Änderungen der Arbeitszeit. Wir

werden angehört bei der Ansied-
lung von Beförderungsstellen und
sind bei Auswahlgesprächen dabei.

Wir bestimmen mit bei der Ge-
staltung der Arbeitsplätze. Dies ist
nur eine kleine Auswahl der Zustän-
digkeiten eines Personalrats.

Ist das alles egal, interessiert es
nicht, wer sich darum kümmert?

Ist es selbstverständlich, dass sich
jemand darum kümmert? Was
wäre, wenn sich niemand mehr zur
Wahl stellt und es keinen Personal-
rat mehr gibt? Dann kann und muss
die Behördenleitung nach Gutdün-
ken entscheiden und die Interessen
der Beschäftigten werden nur unzu-
reichend berücksichtigt. Ich glaube
nicht, dass sich die Nichtwähler da-
rüber Gedanken gemacht haben.

Für alle Personalratsmitglieder ist
es mehr als frustrierend, wenn wir
uns für die Beschäftigten einsetzen
und sobald dann alle vier Jahre die
Wahl ansteht, fast niemand teil-
nimmt.

Was glaubt ihr Nichtwähler ei-
gentlich, wer und was wir sind? Wir
sind genauso PolizeibeamtInnen
und Tarifbeschäftigte wie ihr. Die
meisten von uns versehen den nor-
malen Dienst und engagieren sich
zusätzlich im Personalrat. Gerade
einmal fünf Personalratsmitglieder
sind freigestellt vom Dienst. Diese
werden gemäß ihrem Dienstgrad
bezahlt und es ist nicht so, dass frei-
gestellte Personalratsmitglieder be-
vorzugt befördert werden, eher ist
das Gegenteil der Fall. Man
braucht also eine Menge Idealismus
um diesen Job zu machen.

Ich habe den Eindruck, dass eini-
ge Kolleginnen und Kollegen auch
glauben, wir wären von der Behör-
denleitung eingesetzt oder von die-
ser abhängig und weisungsgebun-
den. Das alles sind wir nicht. Wir
sind unabhängig und vertreten die
Interessen der Beschäftigten gegen-
über der Behördenleitung. Wir
transportieren die Anregungen und
Beschwerden der Beschäftigten wei-
ter. Wir haben schon oft in Einzelfäl-
len helfen können.

Leider ist es so, dass viele Be-
schäftigte nur dann wissen, dass es

einen Personalrat gibt, wenn sie ein
Problem haben. Dann halten sie es
für selbstverständlich, dass ihnen
sofort und mit allen Mitteln geholfen
wird. Wie wäre es dann,, einmal
alle vier Jahre wählen zu gehen, da-
mit auch jemand da ist, der sich
kümmert? Was wäre, wenn wir uns
nur noch um WäherInnen kümmer-
ten?

Sind die Nichtwähler schon ein-
mal auf die Idee gekommen, dass
das Wort eines Personalrats schwe-
rer wiegt, der von 70% oder gar
90% der Beschäftigten gewählt ist?

Im Moment läuft gerade wieder
ein großes Sportereignis und die
Kolleginnen und Kollegen fragen
schon nach der Betreuung durch die
GdP bzw. den Personalrat? Die wird
es nicht geben, denn warum sollten
wir uns in unserer Freizeit um die Be-
schäftigten kümmern, wenn fast
70% einen Personalrat für überflüs-
sig halten, denn sie waren ja nicht
wählen.

Am meisten geärgert habe ich
mich über diejenigen, die offen-
sichtlich nicht lesen können. Es gab
und gibt tatsächlich KollegInnen,
die nach Schließung der Wahllokale
kamen und noch wählen wollten.
Angeforderte Briefwahlunterlagen
wurden nicht zurückgesandt.

Die GdP hat in Frankfurt mehr als
1500 aktive Mitglieder, ich frage
mich, warum die nicht wählen ge-
hen?

Zum Abschluss möchte ich noch
mit einem Irrtum aufräumen, den es
offensichtlich auch noch gibt, näm-
lich dass die Führung nicht will, dass
die Beschäftigten wählen gehen.
Das Gegenteil ist der Fall. Der Leiter
E, Herr Schäfer hat in einer Dienst-
stellenleiterbesprechung für die Per-
sonalratswahl geworben und war
selbstverständlich wählen, wie an-
dere Führungskräfte auch.

So, jetzt soll es genug sein. Ich
würde mich freuen, wenn ich Einige
von euch zum Nachdenken ange-
regt habe und möchte mich ganz
ausdrücklich und herzlich bei allen
bedanken, die wählen waren.

Sibylle Perrot
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Mitarbeitergespräche im Ordnungsamt und
Straßenverkehrsamt anlässlich der Personalratswahlen

Die Aktion hat in den Dienststellen Kleyerstraße 86 Ordnungsamt 60326 Ffm (Kerstin Riedl, Carola Freund, Bir-
git Gruber, Ursula Wiegand), Am Römerhof 19 "Rund ums Auto" 60486 Ffm (Bernd Lauber),
Kurt-Schumacher-Straße 45 Straßenverkehrsamt-Verkehrsüberwachung und Präventionsrat Referat 33- 60313
Ffm (Frank Vogler, Benjamin Führer), Zanderstraße 7 Straßenverkehrsamt 60327Ffm und Gutleutstraße 191 Stra-
ßenverkehrsamt 60327 Ffm (in den beiden Dienststellen Uwe Heilmann und Bianca Bittner) stattgefunden. Alle Ak-
tionen fanden am 08.05.2012 in der Zeit zwischen 07.30-14.30 statt. Natürlich kamen die Kugelschreiber als Ge-
schenk gut an. Auch die Flyer wurden wohlwollend entgegen genommen. Es herrschte während der Verteilaktionen
ein freundliches Klima. Die Amtsleiter hatten es im Vorfeld genehmigt, wofür wie uns nochmals bedanken. Auf Bit-
ten der Mitglieder wurden die Genehmigungen eingeholt.

Ursula Wiegand mit Hans-Jürgen Jertzimbek) im Bereich des
Fundbüros des Ordnungsamtes.

Uwe Heilmann (Personalratskandidat der GdP für Gruppe Männer
Beamte) und Wolfram Baisch in der Kurt-Schumacher-Straße 45,
60313 Frankfurt am Main, beim Straßenverkehrsamt

Das Foto mit Andreas Jancy und Harald Weisenborn und Ursula
Wiegand ist in der Kleyerstraße 86, 60326 Ffm unten im Eingangs-
bereich des Ordnungsamtes entstanden.
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Ökumenischer Gottesdienst zum 1. Main
Eine Frankfurter Tageszeitung

brachte es auf den Punkt und führte
dazu eine alte Ordensregel der Be-
nediktinermönche an: "Ora et labo-
ra" – Bete und arbeite: Der Wert der
Arbeit stand in einem ökumeni-
schen Gottesdienst in der Alten Ni-
kolaikirche am Vorabend zum 1.
Mai im Vordergrund. "Perspektive
Solidarität" lautete das Thema des
Abends und die beiden Kirchen,
nämlich die evangelische und die
katholische, nahmen den Vorsitzen-
den der DGB Region Rhein-Main
beim Wort, der vor Jahren ange-
kündigt hatte, auch mal am Vor-
abend des 1. Mai eine „Predigt“
halten zu wollen. Es geht nichts ver-
gessen und so war es Harald Fiedler
vergönnt, neben Pröpstin Gabriele
Scherle und Pfarrer Rainer Petrak
vor den zahlreich erschienen Ge-
werkschaftern und den Gemeinde-
mitgliedern zu reden. Die Begrü-
ßung wurde von Beate Schwartz-

Simon, Kirchvorstand der St. Pauls-
gemeinde, als Hausherrin vorge-
nommen, ehe Marijana Lüders,
stellvertretende Betriebsratsvorsit-
zende von Schlecker Frankfurt als
Zeitzeugin schilderte, wie es bei den
„Schleckerfrauen“ im tiefsten Innern
aussieht und wie sie immer noch
nicht begreifen können, was ihnen
wiederfahren ist. Was liegt da nä-
her, als von den Gewerkschaften die
Solidarität einzufordern, wie es das
Motto „Perspektive Solidarität“ zum
1. Mai 2012 war. Sehr authentisch
und voller Emotionen vermittelte

Marijana Lüders die Situation bei
den „Schleckerfrauen“, die immer
noch nicht wissen, wie es weiterge-
hen wird. Im Anschluss an die Aus-
führungen der Betriebsrätin von
Schlecker gingen die Ausführungen
nahtlos in das über, was derzeit in
vielen Berufstätigen vorgeht. "Die
Entsolidarisierung schreitet voran,
deshalb ist es so wichtig, dass Soli-
darität als Perspektive in unserer
Gesellschaft entdeckt wird", fand
Pröpstin Gabriele Scherle vor den
80 Gottesdienstbesuchern in der Al-
ten Nikolaikirche die passenden
Worte zu Beginn ihrer Predigt. Pfar-
rer Rainer Petrak, von der katholi-
schen Kirche, verpackte seine Bot-
schaft in christliche Thesen: "Seid
einander so gesinnt, wie es Eurer
Verbindung zu Christus entspricht."
Harald Fiedler, DGB-Regionsvorsit-
zender hielt eine flammende Pre-
digt, die des Öfteren durch den Bei-
fall der Gemeinde unterbrochen
wurde. Er zeigte auf, dass für die Ar-
beiterbewegung die Solidarität zum
Schlüsselbegriff gegen Ausbeutung
und Unterdrückung geworden ist.
Das ökumenische Sozialwort der
beiden großen Kirchen in den ver-
gangenen Jahren ist ein wichtiger
Baustein der Solidarität, den auch
die Gewerkschaften zu schätzen
wüssten, betonte Harald Fiedler.
Solidarität muss immer wieder aufs
Neue eingeübt und gelebt werden,
damit sie irgendwann nicht zur Rou-
tine und als abgedroschen angese-
hen wird. In diesen Zusammenhang
beklagte er jedoch, "dass exklusive
Solidarität von Berufsgruppen wie
Ärzten, Piloten oder Lokführern zu
Lasten der Mehrheit der Arbeitneh-
mer" organisiert werde. "Die Förde-
rung von Individualismus und Neo-

liberalismus stehen gegen den Soli-
dargedanken in unserer Gesell-
schaft entgegen", sprach Harald
Fiedler Warnungen aus. Die Akzep-
tanz des „Gewerkschaftspredigers“
Harald Fiedler kommt nicht von un-
gefähr, denn letztendlich ist Frank-
furt nicht nur die Stadt der Banken,
sondern auch die Stadt der Berufs-
und Werktätigen. Mit mehr als einer
halben Million sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten pendeln Tag
für Tag viele Arbeitnehmer aus dem
Umland nach Frankfurt ein und ver-
doppeln die Einwohner- und Be-
schäftigtenzahlen. Die musikalische
Gestaltung durch die 3 Kirchenmu-
siker, die sich unter dem Namen
„Habakuk“ zusammen geschlossen
haben und über die Grenzen Frank-
furts hinaus bekannt sind, war
schließlich auch treffend gewählt.
Denn in den Unterbrechungen ge-
stalteten sie den Gottesdienst kurz-
weilig mit treffenden Liedern, wie
„Hier ist die Stadt in der wir woh-
nen“ und „Die Ängsten die einen“.
Die Kollekte des Abends war zu
Gunsten des Projektes "Urlaub ohne
Koffer" ausgerufen worden. Dieses
Projekt ermöglicht Beschäftigten mit
geringem Einkommen einige unbe-
schwerte Urlaubstage, die sie sich
ansonsten nicht leisten könnten. Ob
sich Harald Fiedler bei seiner Pre-
digt verausgabt hat und nachher
beim Empfang im Römer, umso we-
niger auf andere Probleme einging,
vermag nicht beurteilt werden. Es
wurde allenthalben von einigen Ge-
werkschaftern so dargestellt. Aller-
dings braucht nicht als doppelt und
dreifach ausgeführt zu werden – das
wird auf Dauer auf langweilig und
ist schnell abgedroschen.
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Empfang der Stadt Frankfurt
Mahl der Arbeit 2012

Auch in diesem Jahr hatte die
Stadt Frankfurt, wie in den letzten
Jahren auch, aus alter Tradition die
Vertreterinnen und Vertreter der Ar-
beitnehmerschaft in den Kaisersaal
des Römers eingeladen.

Mit dem anschließenden „Mahl
der Arbeit“ in den Römerhallen sag-
te die Stadt Dank für das engagierte
Wirken der Gewerkschafter. Auch
der Gedankenaustausch zwischen
dem Magistrat und den Vertretern
der Arbeitnehmer, ist für die weitere
Entwicklung der Strukturen der Stadt
von Bedeutung.

Der traditionelle Empfang der
Stadt Frankfurt am Main fand in die-
sem Jahr am 30. April statt, dem
Abend vor dem „Tag der Arbeit“.

Die Wirtschaft hat sich nach der
Bankenkrise wieder stabilisiert. Sie
verkündet Zuversicht und die Ge-
winne erreichen neue Rekorde.

Bei vielen Menschen aus der Ar-
beitnehmerschaft in dieser Stadt, ist
vom Aufschwung allerdings noch
nichts zu spüren.

Ganz im Gegenteil: der Niedrig-
lohnbereich, Leiharbeit und befris-
tete Arbeitsverhältnisse haben im
letzten Jahr in erheblicher Zahl zu-
genommen.

Die Menschen, die vom Arbeits-
markt ausgegrenzt worden sind, le-
ben in einer zunehmenden Armut
und sehen für sich keine Zukunfts-
perspektiven.

Die Zahl der Menschen - vor al-
lem der Kinder - die in Armut leben,
nimmt, in einer so reichen Stadt wie
Frankfurt, immer noch weiter zu.

Dies wird sehr stark in der Wahl-
beteiligung deutlich. Auch bei der
Oberbürgermeisterwahl am 25.
März sind viele Menschen nicht zur
Wahl gegangen. Sie haben resig-
niert und fühlen sich ausgegrenzt.
Für die Gewerkschaften des DGB ist
dies nicht hinnehmbar.

Der DGB und seine Einzelge-
werkschaften werden nicht ruhen,
bis dieser Zustand beseitigt ist. Mehr
Beteiligung und Mitbestimmung der
Menschen, auch zwischen den
Wahlen, sind von Nöten.

Die Begrüßung der Gäste im Kai-
sersaal erfolgte durch Bürgermeis-
ter Olaf Cunitz.

In seiner Ansprache begrüßte er
den Tarifabschluss für den öffentli-
chen Dienst, auch wenn er für die
Stadt einen zweistelligen Millionen-
betrag an Mehrkosten bedeutet. Die
allgemeine Lohnentwicklung kann
an den Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes nicht vorbeigehen.
Wenn die städtische Verwaltung
konkurrenzfähig bleiben will, benö-
tigt sie dafür auch qualifiziertes Per-
sonal. Nicht nur ein vernünftiger

Lohnabschluss ist von Bedeutung,
sondern immer wichtiger wird auch,
dass der Arbeitsplatz die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf beinhal-
tet. Die Stadt hat eine Willkom-
menskultur für Eltern nach der
Elternzeit sowie ein Management
für Widereinsteiger entwickelt. Im
letzten Jahr haben 150 Auszubil-
dende erfolgreich ihre Prüfung ab-
gelegt und wurden übernommen.

Bei der Einstellung von behinderten
Menschen hat die Stadt Frankfurt
die Quote von 5% fast um das dop-
pelte überschritten.

Aber auch die Industrie in der
Stadt bedarf der Weiterentwicklung
und Stärkung, um in der Zukunft zu
bestehen. Das Wirtschaftsdezernat
hat ein industriepolitisches Leitbild
entwickelt, an deren Gestaltung so-
wohl der DGB-Regionsvorsitzende
Harald Fiedler, als auch weitere Ge-
werkschaftsfunktionäre mitgearbei-
tet haben. Die Unternehmen, aber
auch die Beschäftigten, müssen sich
in diesem Leitbild wiederfinden, was
nicht immer zu aller Zufriedenheit
erreicht werden kann.

Der Magistrat und die Verwaltung
werden weiter an dem Projekt arbei-
ten, den Einklang von Industrie,
Wohnen und Ökologie zu errei-
chen.

Mit den Betreibern der Betriebe
im Osthafen wurden viele Gesprä-

che geführt und die Standorte gesi-
chert. Im letzten Jahr hat die Stadt
426 Millionen Euro an Investitions-
kosten für die Bestandspflege und
Neuansiedlung von Betrieben aus-
gegeben. Im Bereich „Neue Techni-
ken“ wurden Betriebe nach Frank-
furt geholt, die sehr erfolgreich
arbeiten.

Zum Abschluss seiner Rede
wünschte er allen Teilnehmern ei-

Bürgermeister Olaf Cunitz

Harald Fiedler bei seiner Rede im Kaisersaal
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nen geselligen Abend mit guten Ge-
sprächen.

Der DGB-Regionsvorsitzende,
Harald Fiedler, bedankte sich in sei-
ner Rede im Namen der Frankfurter
Gewerkschaften und der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer für die
heutige Einladung. Die Frankfurter
Gewerkschaften wissen diese Tradi-
tion zu schätzen. Sie verknüpfen
aber selbstverständlich damit, die
Anliegen der Arbeitnehmerschaft
der Politik nahe zu bringen.

Er gratulierte dem neugewählten
Bürgermeister Olaf Cunitz und der
Stadträtin Sarah Sorge zu ihren Äm-
tern. Der am 1. Juli 2012 aus dem
Amt scheidenden Oberbürgermeis-
terin Petra Roth dankte er für 17
Jahre konstruktive, manchmal auch
kontroverse Zusammenarbeit. In
den vergangenen Jahren wurde ei-
niges zum Wohle der Menschen,
insbesondere in Fragen der Arbeits-
markt- und Wirtschaftpolitik, im So-
zialen oder in der Abwehr von neo-
nazistischen Bestrebungen durch
gemeinsames Handeln erreicht.

Ganz herzlich gratulierte er dem
neugewählten, sich im Urlaub be-
findenden, Frankfurter Oberbür-
germeister Peter Feldmann zu sei-
nem Wahlsieg.

Der DGB verbindet mit dieser
freundlichen Gratulation die Erwar-
tung, dass die konstruktive Zusam-
menarbeit von Frau Oberbürger-
meisterin Petra Roth fortgesetzt wird.

Für die von den Gewerkschaften
aufgezeigten Probleme wie u.a.

l fehlender bezahlbarer Wohn-
raum - Kinderarmut

l Armut trotz Arbeit

l Zunahme von prekärer Beschäf-
tigung

müssen vernünftige Lösungen
entwickelt werden - auch über Par-
teigrenzen hinweg.

Die Verdrängung von Einkom-
mensbeziehern mit niedrigem Lohn
aus den innerstädtischen Wohnge-
bieten, führt zu einer immer weite-
ren Spaltung der Stadtgesellschaft.
Die Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum muss oberste Priorität
haben. Auf Grund der geringen Flä-
chen in Frankfurt, kommt hier auf
den Regionalverband Frankfurt

Rhein Main eine wichtige Aufgabe
zu. Der DGB bietet sich an, hier kon-
struktiv mitzuarbeiten und Lösungs-
vorschläge einzubringen.

Die Erhaltung von Flächen für in-
dustrielle gewerbliche Arbeitsplätze
ist besonders von Nöten, da Frank-
furt nur einen Anteil von 10% Indu-
strie vorweisen kann und damit
bundesweit ganz hinten liegt.

Auch für Menschen ohne akade-
mische Ausbildung müssen Arbeits-
plätze in der Industrie vorhanden
sein, die einen Lohn garantieren,
der den Menschen ein Leben in
Würde ermöglicht.

Auch hier könnte die Stadt einwir-
ken und bei der öffentlichen Auf-
tragsvergabe kein Unternehmen
berücksichtigen, für das die tarifli-
che Entlohnung ein Fremdwort ist.
Die Gewerkschaften erwarten von
der Politik auch eine deutliche Positi-
on für einen flächendeckenden ge-
setzlichen Mindestlohn.

Frankfurt ist lebenswert

In Frankfurt findet man gute Ar-
beit. Es lässt sich in Frankfurt gut le-
ben.

Dies wird immer wieder propa-
giert.

Aber das gilt nur noch für einen
Teil der Stadtgesellschaft.

Der andere Teil beinhaltet:

2.000 Obdachlose, 2.000 Ju-
gendliche ohne Ausbildung und Ar-
beit, 70.000 Menschen mit SGB II
Bezug, 25% Kinder, die unter die Ar-
mutsgrenze fallen und 34% der
Stadtbevölkerung müssen ihren Le-
bensunterhalt mit Leiharbeit, Befri-
stung, Werksverträgen, Mini- und
Midijobs, bestreiten.

Während der Krise waren die
Manager und Vorstände der Ban-
ken und Konzerne abgetaucht - die
allwissenden Chefökonomen wa-
ren in Schweigen verfallen.

Heute propagieren sie wieder
Verzicht und Sparen.

Unsere griechischen, spanischen
und in anderen Ländern Europas le-
benden Kolleginnen und Kollegen
sollen auf bis zu einem Drittel ihres
Einkommens verzichten.

Die Sozialleistungen sind gestri-
chen oder gekürzt worden, so dass
sie weit unter unserem Standard lie-
gen.

Die Troika der EU hat in Grie-
chenland die Tarifautonomie aus-
gehebelt.

Wir müssen wachsam sein, heute
schlagen sie die Griechen, morgen
meinen sie uns. Wer so auf seine
Nachbarn eindrischt, hat die Axt für
das eigene Volk schon hinter der Tür
versteckt.

Zu Recht demonstrieren die Men-
schen in Europa und auch bei uns,
gegen den Fiskalpakt.

Europa, die europäischen Völker
haben Solidarität verdient.

Senden wir heute und morgen,
am Tag der Arbeit, ein Signal der
Solidarität mit Tarifabschlüssen, die
sich sehen lassen können.

Zum Abschuss seiner Rede lud
Harald Fiedler alle Anwesenden
ganz herzlich ein, am 1. Mai an der
Demonstration des DGB teilzuneh-
men.

Unter dem Motto: “Gute Arbeit
für Europa – Gerechte Löhne - So-
ziale Sicherheit“ wird um 9.30 Uhr
am Günthersburgpark gestartet.

Bild und Text Ho.

Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Frankfurt und Wiesbaden
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Mai-Demo in Frankfurt
Schon traditionell sind die Mai-

kundgebungen des DGB alljährlich
in Frankfurt. Das bundesweite Motto
in diesem Jahr lautete:

"Gute Arbeit für Europa, gerechte
Löhne und soziale Sicherheit!"

Weitaus mehr Teilnehmer zählten
DGB und Polizei im Vergleich zu den
Jahren zuvor. Nicht zuletzt das Wet-
ter lockte die zahlreichen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer auf die
Straße.

Dabei sah es am Sammelpunkt
des Aufzuges, am Günthersburg-
park, zunächst nicht danach aus,
weil die Gewerkschafter recht zö-
gerlich kamen.

Eine ganz neue Erfahrung muss-
ten auch die Teilnehmer der GdP
machen, die den Zug, wie schon in
den Jahren zuvor, als Ordner be-
gleiteten. Offenbar aufgrund der
zahlreichen Vorfälle in jüngster Ver-
gangenheit, wo Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamte das Ziel von Ge-
walt waren, sahen sich auch hier ei-
nige Demonstrationsteilnehmer ge-
müßigt, sich an diesem Trend zu
beteiligen und die Teilnehmer der
GdP verbal zu attackieren.

Besonders tat sich dabei der
Streikbeauftragte der NGG hervor,
der die GdP als Schande für alle
Gewerkschafter bezeichnete und
heftige Schimpfkanonaden gegen-
über den Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamten losließ, die den Zug
begleiteten.

Dabei gibt es gewiss genügend
Anlässe, um auf die Straße zu ge-
hen, ohne dass sich die Gewerk-
schafter untereinander angehen,
nämlich: Mindestlohn, gleiche Be-
zahlung für Leiharbeit, Armut trotz
Arbeit.

Das sind die Themen, die derzeit
Gewerkschafter in ganz Europa auf
die Straße treiben.

In der Metall- und Elektroindu-
strie stehen die Zeichen unweiger-
lich auf Streik. Die Arbeitgeberseite

hat den Beschäftigten drei Prozent
mehr für eine Laufzeit von 14 Mona-
ten geboten. Das bezeichnete
Hans-Jürgen Urban (Mitglied des
geschäftsführenden Bundesvor-
standes) als "eine Frechheit". Er
warnte die Arbeitgeber noch einmal
eindringlich davor, diese Haltung
nicht beizubehalten, denn wären
bundesweite Warnstreiks unum-
gänglich. Er bezog auch Stellung
zur Leiharbeit und führte aus, dass
die einzige Leiharbeit, die ihm als
Gewerkschafter wirklich gefällt, die
ist, die verhindert worden ist. Zudem
forderte er das Ende der
Zwei-Klassen-Gesellschaft in den
Betrieben.

Als die Kundgebungsteilnehmer
den Römerberg erreichten, war die-
ser schon brechend voll, weil viele
zwar den Weg zum Demonstra-
tionszug nicht gefunden hatten je-
doch direkt zum Römerberg kamen.

Die Band "Sonoc de las Tunas"
aus Cuba hatte bei Salsa-Klängen

schon für ein prächtige Stimmung
gesorgt, ehe der Demonstrations-
zug den Römerberg erreichte. Viele
Wartende tanzen in der Sonne zu
den sudamerikanischen Rhythmen.

Das SPD-Urgestein Hans Busch,

seit mehr als 60 Jahren bekennen-
des Ver.di-Mitglied war in Beglei-
tung seiner Ehefrau zu der Kundge-
bung am Römer erschienen.

Es sind sowieso größtenteils Poli-
tiker von SPD und Linke, die die tra-
ditionelle Maikundgebung des DGB
unterstützen. Politiker von CDU und
FDP wurden nicht gesichtet. Ebenso
wenig Politiker der Partei „Die Grü-
nen“, die sich gerade hier in Frank-
furt immer weiter von den Arbeit-
nehmern entfernen.

Gute Arbeit wird in Frankfurt im-
mer seltener, beklagte Harald Fied-
ler, Vorsitzender der DGB Region
Frankfurt/Rhein-Main.

Als jüngste Beispiele nannte er
den Stellenabbau bei Sanofi Aventis
in der Forschung (330 Stellen), bei
der Helaba (450 Stellen), bei Sie-
mens (80 Stellen), und bei der Luft-
hansa (unter fadenscheinlichen
Gründen angekündigt) oder Ne-
ckermann (1 380 Stellen). Dagegen
werde prekäre Beschäftigung aus-

Treffpunkt Günthersburgpark
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geweitet: Diese stieg von 2000 bis
2009 in Frankfurt von 26,8 Prozent
auf 34,4 Prozent. Nur noch 65,6
Prozent seien normale sozialversi-
cherungspflichtige Vollzeitarbeits-
plätze.

Gewerkschaftsboss Urban warn-
te davor zu glauben, dass Vollzeitar-
beitsplätze automatisch glücklich
machten.

Er untermauerte dies durch einen
Hinweis auf "Burn Out, als Volks-
krankheit des 21.Jahrhunderts" und
fügte hinzu: "Der Hochleistungska-
pitalismus sollte es mit seinen Zu-
mutungen nicht übertreiben."

Bei der Kritik am Kapitalismus
waren sich die Gewerkschaften und
die Occupy-Bewegung absolut ei-
nig. Erik Buhn, ein Frankfurter Akti-
vist, hatte die Möglichkeit ein Gruß-
wort an die Versammlungs-
teilnehmer zu richten. Er wies zu-
dem darauf hin, dass am 30. April
2012 das Occupy-Camp Frankfurt
bereits 200 Tage vor der EZB ausge-
harrt hatte.

Anders als in Frankfurt, nutzte der
Vorsitzende des Deutschen Gewerk-
schaftsbunds (DGB) Hes-
sen-Thüringen, Stefan Körzell, die
zentrale Kundgebung in Offenbach
für scharfe Attacken auf die hessi-
sche Landesregierung. "Schwarz-

Gelb in Hessen ist bei sozialen Fra-
gen zum Zaungast geworden", rief
er den etwa 2.000 Gewerkschaftern
in Offenbach zu.

"Dieser Landesregierung fehlt die
gestalterische Kraft." Körzell forder-

te Hessens Regierung auf, in zentra-
len sozialen Fragen endlich aktiv zu

werden, insbesondere beim Min-
destlohn und im Kampf gegen den
Niedriglohnsektor.

"Es kann nicht sein, dass auf Bau-
stellen des Landes Arbeiter zu Skla-
venlöhnen beschäftigt werden",
sagte er. Ehrliche, nach geltendem

Tarifvertrag zahlende Betriebe wä-
ren die Dummen und würden so in
ihrer Existenz gefährdet.

Zudem müsse mehr gegen pre-
käre Arbeitsverhältnisse getan wer-
den. "Hessen hat knapp 61 000

Leiharbeiter. Das sind 61 000 zu
viel."

Dazu muss man wissen, dass im
Vorfeld die hessische CDU die hohe
Beschäftigungsquote im Land her-
vorgehoben hatte. Es seien so wenig
Menschen arbeitslos wie seit 20
Jahren nicht mehr, hatte der hessi-
sche CDU-Generalsekretär Peter
Beuth ungeprüft öffentlich mitge-
teilt.

Der hessische SPD-Landesvorsit-
zende Thorsten Schäfer-Gümbel
mahnte hingegen gerechte Gehäl-
ter an. "Wir fordern gleichen Lohn
für gleiche Arbeit", sagte er bei der
Kundgebung in Offenbach. "Wir
wollen, dass für Arbeit wieder ge-
rechte Löhne gezahlt werden, so
dass man von ihr anständig leben
kann."

Er bekräftigte die Forderung sei-
ner Partei nach einem flächende-
ckenden Mindestlohn von 8,50
Euro.

Harald Fiedler

Blick über den vollen Römerberg
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Aktuelle Urteile
für den privaten und dienstlichen Gebrauch

BGH entlastet Bankkunden

Nicht einschüchtern ließ sich ein
Verbraucherschutzverein und wollte
durch alle Instanzen festgestellt wis-
sen, inwieweit die Banken ihre Kun-
den die Kosten aufdrücken können.
Der Bundesgerichtshof erklärte ent-
sprechende Klauseln in den Kun-
denverträgen von Banken für un-
wirksam.

Demnach konnten Banken oder
Sparkassen unter anderem Telefon-
und Portokosten sowie Kosten für
Notare oder die Lagerung von Si-
cherheiten auf Kunden abwälzen.
Diese Klausel beinhaltet nach Auf-
fassung des Gerichts eine unange-
messene Benachteiligung der Kun-
den.

Az: XI ZR 61/11 BGH

Gefälligkeiten unter Freunden

Die bisherige Auffassung, dass
der gesetzliche Unfallschutz auch
bei Gefälligkeiten unter Freunden
ausgeschlossen ist, wurde vom Ge-
richt bestätigt. Das Sozialgericht
Karlsruhe stellte fest, dass entschei-
dend ist, ob es sich bei der Hilfe, um
eine versicherte Tätigkeit handelt,
die über den normalen Freund-
schaftsdienst hinausgeht.

Im vor dem Gericht verhandelten
Fall war ein gelernter Zimmermann
einem befreundeten Lehrer dabei
behilflich, auf dessen Grundstück
ein Carport zu erstellen. Die Hilfe
war aufgrund jahrelang bestehen-
der Freundschaft der Beiden absolut

unentgeltlich. Der Zimmermann
zog sich beim Aufbau der Fahrzeug-
unterstellkonstruktion eine Verlet-
zung zu, bei der die gesetzliche Un-
fallversicherung die Anerkennung
als Arbeitsunfall ablehnte, da der
Zimmermann nicht wie üblich für
den Bauherrn tätig war.

Das Gericht erkannte die Ableh-
nung des Unfallschutzes seitens der
Versicherung als rechtens, da der
Zimmermann zum Unfallzeitpunkt
nicht wie ein Beschäftigter gearbei-
tet hatte. Er hatte nach Feststellung
des Sozialgerichtes einen reinen
Freundschaftsdienst erbracht. Wäh-
rend der Verhandlung hatte der
Zimmermann wiederholt seine Hil-
feleistung als Gefälligkeit bezeich-
net. Er sah seine Hilfe als Gegenlei-
stung dafür an, dass der Lehrer ihm
geholfen habe, seine Lese- und
Rechtschreinschwäche zu beseiti-
gen.

Az: S 1 U 2650/11 SG Karlsruhe

Anspruch auf Versetzung

Das Landesarbeitsgericht Köln
hat in einem Urteil festgestellt, dass
Arbeitnehmer Anspruch auf Verset-
zung haben, wenn sie durch ein un-
erwartetes Ereignis plötzlich körper-
lich eingeschränkt sind.

Das gewinnt auf jeden Fall dann
an Bedeutung, wenn Arbeitnehmer
ihren alten Job wegen dieser Behin-
derung nicht mehr ausüben kön-
nen. In solchen Fällen ist der Arbeit-
geber zunächst einmal verpflichtet
zu prüfen, ob ein anderer behinder-

tengerechter Arbeitsplatz zur Verfü-
gung gestellt werden kann. Sollte
der Arbeitgeber dieser verpflichten-
den Prüfung nicht nachkommen, so
kann der betroffene Arbeitnehmer
zunächst einmal Schadensersatz
verlangen. Auf diese Entscheidung
des Landesarbeitsgerichts Köln
weist der Deutsche Anwaltsverein
hin.

In dem zu beurteilenden Fall
klagte ein Arbeitnehmer gegen sei-
nen Arbeitgeber, einen Flugzeugab-
fertiger. Nach einer schwerwiegen-
den Erkrankung des Mannes wurde
bei ihm ein dauernder Schwerbe-
hinderungsgrad von 30% festge-
stellt, so dass er eine Anstellung im
Frachtdienst beantragte, nachdem
er bis zu seiner Erkrankung im Ge-
päckdienst beschäftigt war.

Im Gepäckdienst musste er nicht
selten schwere Transportgüter he-
ben und war ständig in Nachtdien-
sten eingesetzt worden. Beides war
dann nach seiner Erkrankung nicht
mehr möglich. Er verlangte nun sei-
ne Versetzung in den Frachtdienst.

Az: 2 Sa 1276/10 LAG Köln

Kurzes Halten erlaubt

Anwohner müssen eine kurzzeiti-
ge Behinderung ihrer Grundstücks-
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zufahrt hinnehmen. Das wurde
jüngst in der Fachzeitschrift
„NJW-Rechtsprechungs-Report-Zivi
lrecht“, unter Berufung auf das Ur-
teil des Bundesgerichtshofes in
Karlsruhe, veröffentlicht worden.

Demnach dürfen Autofahrer ihre
Fahrzeuge zum Be- und Entladen

vor einer Grundstückszufahrt ab-
stellen. Allerdings müssen sie bei er-
kennbarer Eilbedürftigkeit des An-
wohners unterbrechen, um die Zu-
und Abfahrt zu gewährleisten. Da-
mit gab das Gericht einem Anwoh-
ner Recht, der sich dagegen ge-
wandt hatte, dass Nachbarn immer
wieder mit ihren Autos seine Zufahrt
blockiert hätten.

Stichhaltiges Argument war, dass
seine Nachbarn und deren Besu-
cher die Zufahrt jeweils für längere
Zeit blockiert hätten. Die vorsitzen-
den Richter beim Bundesgerichtshof
befanden, dass Anwohner Behinde-
rungen ihrer Zu- und Abfahrten
grundsätzlich nicht dulden müssen,
zumal gerade unter Nachbarn die
Pflicht zur gegenseitigen Rücksichts-
nahme besteht.

Allerdings müssen kurzzeitige Be-
einträchtigungen hingenommen
werden. Das ist z. B. der Fall, wenn
ein Fahrzeug zwar vor einer Grund-
stückszufahrt steht, der Fahrer aber
jederzeit abfahrbereit ist.

Az: V ZR 154/10 BGH

Voller Freizeitausgleich für
Überschreitungen der Höchst-
arbeitszeit

Dieses Urteil, was Ausfluss aus
Entscheidungen der Arbeitsgerichte
war, bekommt nun erneut an Be-
deutung, weil öffentliche Arbeitge-
ber gleichwohl Tarifbeschäftigte als

auch Beamte zu Mehrleistungen
verpflichten, diese aber nicht vergü-
ten wollen: Feuerwehrbeamte ha-
ben für die über 48 Wochenstunden
hinausgehenden Dienstzeiten An-
spruch auf Freizeitausgleich in vol-
lem Umfang der zuviel geleisteten
Stunden.

Das hat das Bundesverwaltungs-
gericht entschieden Geklagt hatten
mehrere Beamte, die bei der Be-
rufsfeuerwehr sind. Sie hatten meh-
rere Jahre hinweg bis einschließlich
2006 wöchentlich regelmäßig 23
Stunden Volldienst und 31 Stunden
Bereitschaftsdienst geleistet. Begeh-
ren, vollen Freizeitausgleich für die
über 48 Wochenstunden hinausrei-
chende Arbeitszeit zu erhalten, hatte
in den Vorinstanzen jedoch nur teil-
weise Erfolg.

Die Leipziger Richter entschieden
nun, dass bei Berechnung des Frei-
zeitausgleiches der geleistete Bereit-
schaftsdienst in vollem Umfang be-
rücksichtigt werden muss. Sie
begründeten ihre Entscheidung da-
mit, dass nach dem Recht der euro-
päischen Union die regelmäßige

wöchentlich Arbeitszeit einschließ-
lich Mehrarbeitstunden 48 Stunden
nicht überschreiten dürfe. Dabei sei
Bereitschaftsdienst wie Vollarbeits-
zeit zu rechnen. Die davon abwei-
chenden Arbeitszeitvorschriften für
den feuerwehrtechnischen Dienst
seien wegen Verstoßes gegen
Unionsrecht nicht anwendbar.

Az: 2 C 32 .10 – 37.10
des Bundesverwaltungsgerichtes

Streikrecht für Beamte

Beamte dürfen streiken, sofern
sie keine hoheitlichen Aufgaben er-
füllen. Das hat die Disziplinarkam-
mer des Verwaltungsgerichts (VG)
Kassel in zwei gleichgelagerten Fäl-
len am 27. Juli 2011 entschieden
(Aktenzeichen: 28 K 574/10.KS.D
und 28 K 1208/10.KS.D).

Die Kläger – beide Lehrer an Kas-
seler Schulen – hatten sich im No-
vember 2009 an einem von der Ge-
werkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) organisierten
Streik beteiligt und waren für drei
Stunden dem Dienst ferngeblieben.
Die jeweilig zuständigen Schulleiter
waren der Auffassung, dass die bei-
den Lehrer damit gegen ihre Dienst-
pflichten verstoßen hätten und miss-
billigten ihrer Streikteilnahme
schriftlich. Dagegen setzten sie sich
zur Wehr.

Sie vertraten die Auffassung, dass
ihnen nach Artikel 11 der Europäi-
schen Konvention für Menschen-
rechte und Grundfreiheiten (EMRK)
auch als Beamte das Streikrecht zu-
stehe. In den Jahren 2008 und
2009 hatte der Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte
(EGMR) in zwei Entscheidungen
festgestellt, dass das Streikrecht für
öffentliche Bedienstete zwar einge-
schränkt werden könne, jedoch nur
unter engen Voraussetzungen. Es
dürfe nur bestimmte Gruppen von
Angehörigen des öffentlichen Dien-
stes betreffen, nicht aber den öffent-
lichen Dienst insgesamt.

Dem folgten die Kasseler Richter.
Sie entschieden, das Streikrecht
könne auch Beamten zustehen, so-
weit sie nicht hoheitlich, also im Be-
reich der Eingriffsverwaltung, der
Polizei und der Landesverteidigung
tätig seien.

Mit ihrer Entscheidung gingen die
Kasseler Richter noch weiter als das
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VG Düsseldorf im Dezember 2010,
das ebenfalls über die Rechtmäßig-
keit einer Disziplinarstrafe gegen
eine streikende Beamtin zu ent-
scheiden hatte (Aktenzeichen: 31 K
3904/10.O).

Die Düsseldorfer Richter hielten
zwar an der bislang herrschenden
Auffassung fest, dass die Teilnahme
von Beamten an einem Streik ein
Dienstvergehen darstelle. Sie ka-
men aber zu dem Ergebnis, dass die

Anwendung der Europäischen Men-
schenrechtskonvention disziplinari-
sche Sanktionen dennoch aus-
schließe. Das VG Osnabrück
bestätigte dagegen am 19. August
2011 das Streikverbot für Beamte in
zwei ähnlich gelagerten Fällen (Ak-
tenzeichen: 9 A 1/11 und 9 A 2 /11)
und orientierte sich damit an der
bisherigen Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgericht, das das
Streikverbot zu den hergebrachten
Grundsätzen des Berufsbeamten-
tums zählt.

Zu einer Änderung dieser Ausle-
gung sei allein das Bundesverfas-
sungsgericht befugt, so das Verwal-
tungsgericht. Gegen alle Urteile ist
die Berufung zugelassen oder be-
reits eingelegt.

Mitbestimmung des Personalra-
tes bei der Einstellung von Be-
amten

Das Mitbestimmungsrecht des
Personalrats bei der Einstellung von
Beamtinnen und Beamten umfasst
auch die erstmalige Feststellung der
Erfahrungsstufen.

Der mitbestimmungsrechtliche
Begriff der „Einstellung" ist hier so
auszulegen. Dass davon alle mit der

Einstellung relevanten Entscheidun-
gen erfasst sind. Dies entschied das
Verwaltungsgericht Frankfurt am
Main und sprach sich damit für stär-
kere Mitbestimmungsrechte von
Personalräten nach dem Bundes-

personalvertretungsgesetz (Bpers
VG) aus. In dem Beschlussverfahren
stellten die Richter fest, dass Perso-
nalräte bei der Einstellung von Be-
amten auf Probe und Lebenszeit ein
umfängliches Mitbestimmungsrecht
nach Paragraph 76, Absatz 1, Nr. 1
BPersVG  haben.

Die bereits für die Mitbestim-
mung bei der Eingruppierung von
Tarifbeschäftigten entwickelten
Grundsätze ließen sich auf die erst-
malige Festsetzung von Erfahrungs-
stufen bei neu eingestellten Beam-
ten übertragen, da es keine
strukturrelevanten Unterschiede
zwischen tariflichen und Besol-
dungsrechtlichen Ausgestaltung des
Erfahrungsstufensystems gebe.

Die Mitbestimmungsrechte des
Personalrates seien bei der Einstel-
lung weit auszulegen, denn der erst-

maligen Festsetzung der Erfah-
rungsstufe für jedes Beamten-
verhältnis komme eine Langzeitwir-
kung in Betracht.

Diese Langzeitwirkung rechtferti-
ge mehr Beteiligung des Personal-
rats bei der Einstellung zur Wahrung
der Besoldungsgerechtigkeit als zu
späteren Zeitpunkten, so das Ge-
richt. Gegen den nicht rechtskräfti-
gen Beschluss wurde Beschwerde
vor dem Hessischen Verwaltungsge-
richtshof eingelegt.

Az: 22 K 1823/11.F.PV(V) des VG Fran-
furt am Main vom 10. Oktober 2011
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Herausragende
Geburtstage

Sie stehen trotz ihres erhabe-
nen Alters von 80 Jahren und
mehr als Mitglieder in unseren
Reihen. Deshalb wünscht ihnen
die Gewerkschaft der Polizei -
Bezirksgruppe Frankfurt - noch
weitere schöne Jahre und gra-
tuliert ganz besonders zum

91. Geburtstag:
Gerda Scholz

90. Geburtstag:
Wilhelm Kirchgässner

87. Geburtstag:
Walter Sippel

85. Geburtstag:
Margarethe Heidorn
Hermann Oellers

84. Geburtstag:
Fritz Greiner

83. Geburtstag:
Ernst Weidel

82. Geburtstag:
Erwin Herborn
Engelbert Münzberg

81. Geburtstag:
Otto Grün

80. Geburtstag:
Hildegard Solz

Der Vorstand der Bezirksgrup-
pe Frankfurt wünscht allen Kol-
leginnen und Kollegen, die 60
Jahre und älter geworden sind
bzw. noch werden, weiterhin
Gesundheit, Zufriedenheit und
noch viele aktive Jahre.

Im Monat April hatten
Geburtstag:

Lothar Bastian
Gerhard Becker
Guenter Bergmann
Eugen Goltzsche
Willi Gosse
Erika Groß
Dieter Hawener
Heinrich Heine
Kurt Heumann
Bernd Hochstuhl
Monika Jobst
Günter Köllner
Uwe König
Wolfgang Kunkel
Herbert Lange
Marita Ludwig
Kurt Lukacek
Arias Francisco Martinez
Klaus Eberhard Peisker
Brigitte Rausch
Wilhelm-Willi Reichert
Heinrich Reitmeier
Ernst Reul
Hans Rohr
Adolf Römer
Peter Roßmar
Günter Rudhard
Karl-Peter Sauer
Peter Schirrwagen
Eduard Schnorrer
Günter Schulte
Jürgen Stohmann
Dieter Wachsmundt
Walter Wehner
Hartwig Weise
Ingeborg Wetzke

Im Monat Mai hatten
Geburtstag:

Dosta Bauer
Frank Broschat
Josef Büttner
Hermann Dietrich
Dieter Einert
Ute Göppner
Karola Gottschalk
Karl Graf
Ludwig Häusler
Dieter Herpolsheimer
Manfred Heyn
Ottilie Huschenhöfer
Rosemarie Jörg
Ingrid Kossmann

Wilhelm Kraft
Kurt Kraus
Werner Lacalli
Rolf Lieberum
Heinrich-Adam Loy
Herbert Maresch
Helene Marquardt
Hartwig Maucher
Helga Metscher
Helgo Müller
Hannelore Panteleit
Günter Poth
Alfred Radtke
Wolfram Rosewick
Ludwig Schaumburg
Harald Schmidt
Anneliese Schneider
Karl Schreiber
Helmut Schunda
Rolf Schwagmeier
Roswitha Schwing vorher Schilling
Gerhard Stanke
Frank Stankus
Heinrich Hermann Stenzel
Wolfgang Stiehl
Günther Storch
Manfred van Dyk

Im Monat Juni hatten / haben
Geburtstag:

Walburga Elisabeth Beck
Jürgen Bender
Rainer Binnemann
Giovanni Burgio
Wilhelm Dauth
Manfred Degner
Werner Frölich
Gerhard Groll
Heinz Haas
Siegfried Heck
Brigitte Hofmann
Hans Joachim Jöst
Josef Lang
Christel Merkel
Harald Meyer
Gregor-Thorsten Möckel
Johannes Odendahl
Robert Otto
Georg Pauli
Rainer Pfaff
Horst Pfeiffer
Manfred Priewe
Hans Repp
Adalbert Salomon
Horst-Werner Schleicher
Marie-Luise Schneider
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Ulrike Thummerer
Margot Wagner
Hans Helmut Werkmeister
Heinz Jürgen Weydmann
Günter Zachmann
Antonio Zambito

EHRUNGEN
Wir gratulieren zum …

60jährigen
Gewerkschaftsjubiläum
Gerhard Börner
Fritz Greiner
Horst Pfeiffer

Reinhold Stamm

50jährigen
Gewerkschaftsjubiläum
Gerhard Klüber
Klaus Krenzer

40jährigen
Gewerkschaftsjubiläum
Wilfried Bröscher
Günter Klempera

25jährigen
Gewerkschaftsjubiläum
Volker Hauck
Rudi Messner
Stephanus Tillner

40jährigen Dienstjubiläum
Peter Kroth
Manfred Pfaff
Volker Wolf
Hans-Werner Schneeweis

25jährigen Dienstjubiläum
Giovanni Li Fonti
Ulf Stamer
Stefan Vogel

Es traten in den Ruhestand:

Rainer Binnemann
Matthias Detig
Ludwig Häusler
Dieter Hawener
Helmut Schunda
Johannes Schüßler

Es sind verstorben:

Elfriede Fischer
* 05.06.1918   + 28.02.2012

Kurt Arnold
* 24.10.1926   + 04.03.2012

Kurt Junk
* 07.02.1949   + 30.04.2012

Wir werden den Verstorbenen ein
ehrendes Andenken bewahren.

Herzlich willkommen in der
Bezirksgruppe Frankfurt:

Stefanie Abram
Thomas Jefferson Baum
Benjamin Brater
Julia Bretthauer

Juan Manuel Diaz Bernal
Sabrina Engel
Bartosz Ewertowski
Janne Flesch
Andrea Gail
Natalija Galic
Andreas Häfner
Maurice Hildebrand
Klaus Felix Hofmann
Sebastian Jung
Daniel Koers
Annika Kraus
Philipp Legrum
Maurice Möhring
Patrick Papierok
Daniel Rohde
Katia Schmitt
Nils Steube
Björn Sturm
Christian Vornam
Mandy White

Anmerkung der Redaktion:
Wir alle sind Menschen und kei-
neswegs vollkommen. Sollten wir
jemand vergessen haben, bitten
wir um Entschuldigung, und die
oder den Betroffene/n, sich bei
uns zu melden, damit wir unsere
Unterlagen korrigieren können.

MD

Michael Schütz vom 15. Polizeirevier ist 40 Jahre
GdP-Mitglied

Hajo Döring von der Kreisgruppe
Nord brauchte keinen Anfahrtsweg
zurückzulegen, um seinen Revier-
kollegen Michael, mit dem er seit 37
Jahren auf der Dienststelle zusam-
men arbeitet, zu beglückwünschen.

Neben Urkunde und der Ehren-
nadel der GdP, händigte er ihm ein
Geschenk der Kreisgruppe Nord
aus und bedankte sich für 40 Jahre
Mitgliedschaft in der GdP.

Lieber Michael, nochmals Danke
für die langjährige Treue zu deiner
Gewerkschaft und für die Zukunft
alles erdenklich Gute.

Hajo Döring
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Kreisgruppe Süd
40 Jahre Mitglied in der Gewerkschaft der Polizei

Die Kreisgruppe Süd konnte sich
im Monat Januar 2012 gleich bei
zwei ihrer Mitglieder für vierzigjähri-
ge Treue bedanken.

Zunächst zu erwähnen ist die gute
Seele des Geschäftszimmers beim
17. Polizeirevier, Ulrike Thummerer.
Sie ist seit Menschengedenken Ver-
trauensfrau der GdP beim 17. Poli-
zeirevier.

Der Leiter Einsatz und Organisa-
tion Peter Benzin, sehr engagierter
Opa und GdP-Fan ist ebenfalls ein
Urgestein der GdP Familie. Auch
wenn er keine Funktion hat, mischt
er sich engagiert in die Diskussio-
nen innerhalb der GdP ein.

Beide waren hoch erfreut, dass
auch der Bezirksgruppenvorsitzen-
de Wolfgang Link sich die Zeit ge-
nommen hatte und bei der Aushän-
digung der Urkunden anwesend
war.

Eine weitere Ehrung für einen be-
sonderen Kollegen nahm Elke Os-

wald in den Räumen des Personal-
rats vor. Wir dankten herzlich dem
Kollegen Roland Kress, der im Mo-
ment als Leiter Einsatz und Organi-
sation bei der Polizeiautobahnstati-
on arbeitet, für 40 jährige
Mitgliedschaft und auch Funktion in

der GdP. Leider sind die Fotos durch
ein Versehen gelöscht worden.

Wir wünschen auf diesem Wege
allen Jubilaren alles Gute und noch
viel Berufsfreude und Engagement
in der GdP.

Frauengruppe gedachte des Internationalen Frauentag
Auch in diesem

Jahr beschenkte
die Frauengrup-
pe Frankfurt der
GdP wieder die
weiblichen Mit-
glieder zum Inter-
nationalen Frau-

entag. Alle Frauen erhielten per
Dienstpost oder persönlich über-
reicht, einen Umschlag, in dem ein
Flugblatt an den Frauentag erinner-
te und ein Stück Schokolade den
Tag versüßen sollte. Das Flugblatt
stellen wir hier nochmals vor.
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Ehrung für Rentner und Pensionäre
Festveranstaltung am Sonntag, 11. März 2012 im Opernhaus

Das Personal- und Organisa-
tionsamt der Stadt Frankfurt hatte,
wie in jedem Jahr, die während des
abgelaufenen Jahres in den Ruhe-
stand getreten Beschäftigten sowie
Beamtinnen und Beamten zu einem
Festakt ins Opernhaus der Städti-
schen Bühnen eingeladen.

Die Stadt ehrt an diesem Tag
auch die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die ihre 25-, 40- und
50-jährige Dienstjubiläen feiern
konnten. Einer guten alten Tradition
folgend, wurden auch alle „Neu-
rentner“ und „Neupensionäre“ des
Polizeipräsidiums Frankfurt am
Main eingeladen. Der Einladung
folgten fast ausnahmslos alle unse-
re ehemaligen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter.

Wie die Stadt in ihrer Einladung
immer wieder hervorhebt, möchte
sie mit den ausgesprochenen Einla-
dungen an ehemalige Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Polizei-
präsidiums Frankfurt, die
Verbundenheit mit diesen bekun-
den. Schon um 09:30 Uhr hatte sich
das Foyer so gut gefüllt, dass nicht
alle der Gäste und Ehrengäste
gleich gesehen, erkannt und be-
grüßt werden konnten. Wie der Zu-
fall so spielt, waren an diesem Tag
in Frankfurt die Oberbürgermeister-

wahlen und Frau Oberbürgermeis-
terin Petra Roth hatte während ihrer
langjährigen Tätigkeit zum allerletz-
ten Mal zu diesem Festakt eingela-
den, so dass man auch ohne viele
Umschweife von einem historischen

Akt sprechen kann. Nach und nach
trudelten die Gäste ein, so dass der
Festakt pünktlich 10:30 Uhr begin-
nen konnte. Zum Empfang wurden
ein kleiner Imbiss gereicht.

Es war ja Sonntag und die Mehr-
zahl der Gäste hatte frei, so dass
auch Sekt gereicht wurde.

Die musikalische Begleitung, die
dem Festakt das gewisse Etwas ver-

lieh, wurde vom Frankfurter Opern-
und Museumsorchester, unter Lei-
tung von Hartmut Keil, übernom-
men. Bevor die Eröffnungsanspra-
che von Stadträtin Dr. Manuela
Rottmann gehalten wurde, spielte
das Opern- und Museumsorchester
die Jupitersinfonie von Wolfgang
Amadeus Mozart. Bernd Fülle, Ge-
schäftsführender Intendant der
Städtischen Bühnen GmbH, richtete
als Hausherr Grußworte an die
Gäste. Nach dem „Andante canta-
bile“ des Opern- und Museumsor-
chesters überbrachte Frau Dr. Ber-
nadette Weyland als Stadtver-
ordnetenvorsteherin die Grüße der
Stadtverordneten.

Christian Barthelmes, Vorsitzen-
der des Gesamtpersonalrates der
Stadt Frankfurt, bedankte sich dann
im Namen der Stadt bei allen Jubi-

laren sowie Rentnern und Pensionä-
ren von Stadt und Land für das über
Jahr gezeigte Engagement für diese
Stadt.

Am Ende der Veranstaltung wa-
ren sich alle Teilnehmer des Polizei-
präsidiums einig, dass diese Verab-
schiedungsfeier jedem in
Erinnerung bleiben wird.

Dabei erinnerte ich mich gern an
die Worte eines unserer Pensionäre
anlässlich eines gleichen Festaktes:
„Wenn das immer so ist, lasse ich
mich nächstes Jahr noch einmal
pensionieren.“

Bild und Text: Wolfgang Link
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Green Lions Frankfurt erkämpfen Vizemeisterschaft
Vom 09. bis zum 11. März 2012

fand in Garmisch-Partenkirchen die
21. Auflage des Deutschen Poli-
zei-Cups im Eishockey statt, dessen
Sieger den Titel des inoffiziellen
Deutschen Polizeimeisters im Eisho-
ckey tragen darf.

Inoffiziell jedoch nur deshalb,
weil nicht genügend Bundesländer
Eishockeymannschaften stellen
könnten, so dass das Turnier nicht
als Wettkampf der Bundesländer
ausgespielt werden kann.

Vielmehr stehen sich im Deut-
schen Polizei-Cup im Eishockey all-
jährlich die 24 besten Poli-
zei-Eishockeymannschaften
gegenüber, die in der A-Gruppe
den Meister und den Absteiger in
die B-Gruppe und in der B-Gruppe
den Aufsteiger in die A-Gruppe be-
ziehungsweise den Ausstieg aus
dem Turnier zugunsten einer war-
tenden Mannschaft ausspielen.

Die Green Lions, die nach den Ti-
telgewinnen 1993, 2003 und 2010
grundsätzlich mit ambitionierten Er-
wartungen antreten, schraubten vor
Turnierbeginn ihre Erwartungen
deutlich nach unten, fielen doch mit
Ex-DEL-Spieler Thorsten van Leyen
(BKA) und Johannes Brähler (PP
Südosthessen) gleich zwei wichtige
Spieler aus. Zudem fiel Matthias
Mänz (PP Nordhessen) am ersten
Spieltag noch mit Grippe aus und
stellte sich danach entsprechend
geschwächt in den Dienst der
Mannschaft.

Trotzdem oder gerade deswegen
rückte die Mannschaft noch enger
zusammen und war sich einig, dass
das Erreichen des Halbfinales zu-
mindest in diesem Jahr nur dann
gelingen würde, wenn alles optimal
läuft.

Und genau das Gegenteil von
optimal gestaltete sich das erste
Spiel am Freitagmorgen: gegen die
Police Penguins aus Krefeld, gegen
die im letzten Jahr bereits das Halb-
finale verloren wurde, gerieten die
Green Lions früh durch ein Tor des
aktiven Oberligaspielers André
Wagner in Rückstand und scheiter-
ten in der Folgezeit immer wieder an
der gut gestaffelten Defensive der
Krefelder, die das Spiel letztlich mit
1:0 für sich entscheiden konnten.

Damit wuchs natürlich der Druck,
darf man sich doch in den beiden
6er-Staffeln der A-Gruppe höch-
stens eine Niederlage leisten, da
nur die jeweils beiden Bestplatzier-
ten das Halbfinale erreichen.

Für die Green Lions war also früh
klar, dass fortan nur noch „Endspie-
le“ folgen würden.

Am selben Tag kreuzten die
Frankfurter dann die Klingen mit
den Zittauer Kollegen; den Erfah-
rungen der Vergangenheit nach
und durch ihre mannschaftliche Ge-
schlossenheit ein eher unangeneh-
mer Gegner. Das zeigte sich auch
im Spielverlauf. Den Führungstref-
fer der Zittauer konnte Robert Lang
(PP Frankfurt am Main) nicht nur
egalisieren, ihm gelang gar kurz
darauf der Führungstreffer. Trotz-
dem kam Zittau noch einmal zum
Ausgleich, ehe Robert Lang mit sei-
nem dritten Treffer und Christian
Wehner (Bundespolizei) den
4:2-Endstand herstellten.

Das letzte Spiel des Freitags galt
es nun gegen die „Berlin Chiefs“

siegreich zu gestalten. Dem
1:0-Führungstreffer durch Sebasti-
an Schäfer (PP Frankfurt am Main)
ließ Jan-Hendrik Ganß (PP Frank-
furt am Main) bald die vermeintlich
beruhigende 2:0-Führung folgen.
Allerdings verließen sich die Green
Lions dann immer mehr auf ihren
immer wieder stark agierenden Tor-
hüter Marcel Große (HBPP), eigent-
lich auch öfter als für die Nerven
von Coach Stefan Vogel (PP Frank-
furt am Main) förderlich ist - aber
letztlich gelang es, den
2:0-Vorsprung über die Zeit zu ret-
ten.

Am nächsten Tag kam es dann
zum Duell mit dem Alt-Meister aus
Schongau, der neben erfahrenen
ehemals professionellen Eishockey-
spielern auch gute und vor allem
schnelle und junge Spieler aufbie-
ten konnte, die den Green Lions das
Leben schwer machten.

Nachdem Robert Lang den Füh-
rungstreffer zum 1:0 erzielte, er-
kämpften sich die immer wieder an-
rennenden Schongauer gegen den
nimmermüden Torhüter der Green
Lions, Marcel Große - der seine
Mannschaft im wieder im Spiel hielt
- kurz vor Ende doch noch den Aus-
gleichstreffer.

Es musste also das Penaltyschie-
ßen zur Entscheidungsfindung her-
halten.

Christian Wehner konnte gleich
den ersten Penalty verwandeln.

TOOOR: Robert Lange trifft gegen den Torhüter aus Zittau

Coach Stefan Vogel
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Da Marcel Große gegen keinen
der drei Schongauer Schützen ein
Tor zuließ, gingen die Green Lions
auch aus diesem Spiel als Sieger
hervor.

Somit rückte das Halbfinale wie-
der in greifbare Nähe, es mussten
„nur noch“ die Ingolstädter Kolle-
gen im zweiten und letzten Spiel des
Tages bezwungen werden.

Trotz der Bedeutung des Matches
spielten die Green Lions plötzlich
wie befreit auf und zeigten über wei-
te Strecken ihr bestes Eishockey.

Es folgte ein Angriff nach dem
nächsten und am Ende kamen die
Ingolstädter nach jeweils zwei Toren
von Robert Lang, Christian Wehner
und Jan-Hendrik Ganß sowie ei-
nem Tor durch Matthias Mänz mit
7:1 unter die Räder.

Das Erreichen des Halbfinales als
Staffelzweiter - nach dem Staffelers-
ten aus Krefeld - war damit perfekt
und die Freude bei den Green Lions
entsprechend groß.

Gleichwohl hatte man auch das
Geschehen in der anderen Staffel
verfolgt, wo sich die München Pea-
cemakers (gespickt mit teilweise
erstmals am Polizei-Cup teilneh-
menden Ober- und Bayernligaspie-
lern), vor den ebenfalls gut aufge-
stellten „Ice-Cops“ aus Weiden, den
Staffelsieg gesichert hatten.

Ohnehin hatte der Polizei-Cup
auch in diesem Jahr, vor allem bei
den bayerischen Mannschaften wie-
der eine enorme Aufwertung erfah-
ren. Einige professionelle Eisho-

ckeyspieler haben nach ihren Sport-
karrieren den Weg zur Polizei und
folgerichtig auch in das Poli-
zei-Eishockey gefunden. Exempla-
risch seien hier der 250-fache
DEL-Spieler, Rainer Suchan aus Bad
Tölz, oder gar der ehemalige Natio-
nalspieler Stefan Mayer aus Mün-
chen genannt.

Entsprechend motiviert gingen
die Green Lions also am Sonntag-
morgen im Halbfinale gegen die
München Peacemakers ins Spiel,
deren erste Sturmreihe vor allem
wegen ihrer Geschwindigkeit der
Defensive den Green Lions ein
Höchstmaß an Leistung abverlang-
te.

Zwar gelang den Münchnern der
Führungstreffer, aber als Eugen
Hempel (PP Mainz) wenig später

eine kleine Lücke zwischen
Münchener Torwart und Torpfosten
entdeckte, zog er kurzerhand ab,
und der Puck fand seinen Weg zum
1:1 in das Münchener Gehäuse.
Kurze Zeit später gelang Robert
Lang mit einem fulminanten
Schlagschuss gar die überraschen-
de 2:1 Führung.

Die Defensive der Green Lions,
allen voran Goalie Marcel Große,
machte weiterhin alle Angriffsbe-
mühungen der Bayern zunichte und
mit der Schlusssirene war der umju-
belte Finaleinzug perfekt.

Allerdings war der Finaleinzug
am Ende teuer erkauft - zog sich
doch Christian Wehner, Sekunden
vor Spielende, nach einer harten
Entscheidung des Schiedsrichters
für einen Bandencheck - eine
Zehn-Minuten-Strafe zu, die gleich-
bedeutend mit einer Sperre im Fina-
le war.

Hier kam es zum erneuten Auf-
einandertreffen mit den Police Pen-
guins aus Krefeld, für das sich die
Frankfurter natürlich mehr vorge-
nommen hatten, als im ersten
Gruppenspiel; schien es doch, dass
die defensivstarken Krefelder über
eine effektive Spielzeit von 2 mal 20
Minuten im Finale eher schlagbar
seien als über die durchlaufende
Spielzeit von 25 Minuten in der Vor-
runde.

Aber auch hier boten die Krefel-
der, angeführt von ihrem Verteidiger
André Wagner, erneut eine taktische
Meisterleistung. Während sich die
Mannen vom Niederrhein kompakt

Ein Kollege aus Zittau fälscht die Scheibe ab und trifft gegen Alexander Kohaut

Marcel Große hält gegen einen Berliner Kollegen
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vor dem eigenen Tor präsentierten
und sich auf Konter konzentrierten,
fanden die Frankfurter, deren Of-
fensivbemühungen ohne den ge-
sperrten Christian Wehner nicht die
bekannte Durchschlagskraft zu ent-
wickeln vermochten, kein geeigne-
tes Mittel, diese Defensive zu kna-

cken. So gingen die Krefelder nach
zwei Kontern mit 2:0 in Führung,
aber Jan-Hendrik Ganß stand kurz
vor der Halbzeitpause goldrichtig,
konnte auf 2:1 verkürzen und gab
seinem Team neue Hoffnung.

Diese Hoffnung sollte allerdings
nicht lange halten, mit zunehmen-
der Spieldauer mussten die Frank-
furter ihr Spiel immer weiter öffnen,
um den Ausgleich zu erzwingen,
was die Krefelder durch drei weitere
Tore nach Gegenstößen zu einer
5:1-Führung nutzten. Damit war
das zweite Tor von Jan-Hendrik
Ganß zum 5:2-Endstand kurz vor
Ende lediglich Kosmetik, und die
Kollegen aus Krefeld konnten ihren
zweiten Meistertitel bejubeln.

Natürlich überwog zunächst die
Enttäuschung bei den Green Lions,
erst nach und nach wurde den Spie-

lern bewusst, dass die Mannschaft
bei diesem Turnier Außergewöhnli-
ches geleistet hatte. Der zweite Platz
war am Ende, vor allem vor dem
Hintergrund der vielen Ausfälle, ein
riesiger und so nicht erwarteter Er-
folg, der gezeigt hat, dass das Leit-
motiv der Green Lions „Einer für

alle, alle für einen“ weiterhin Be-
stand hat.

Mit dieser Erfahrung gilt es nun,
sich auf die Meisterschaft 2013, die

in Düsseldorf stattfinden wird, ent-
sprechend vorzubereiten.

Vielen Dank an dieser Stelle an
die vielen Unterstützer und Betreuer,
die auch dieses Jahr wieder einen
weiten Weg und viel Mühe auf sich
genommen haben, um das Team

der Green Lions bestmöglich durch
das Turnier zu führen.

Tim Kunzler

Mannschaftsfoto der Green Lions Frankfurt 2012
Stehend v.l.n.r.: Alexander Roth (Medizinischer Betreuer), Jörg Langer, Jan Ganß, Christian Steinke, Tim Kunzler, Robert Lang, Sebastian Schäfer,
Christian Wehner, Ralf Voß, Stefan Vogel (Coach), Thorsten Haas (Betreuer). Kniend v.l.n.r.: Matthias Mänz, Andreas Chuc, Marcel Große, Christop
Schmidt, Alexander Kohaut, Tim Nissen, Eugen Hempel, Stefan Eisenträger.
Es fehlt Horst Gandor, der das Foto machen musste!

Robert Lang nimmt die Urkunde für den zweiten Platz entgegen, in der Mitte Bürgermeister Gar-
misch-Partenkirchen Thomas Schmid, rechts Turnierleiter Ralf Obst
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Abenteuerurlaub auf Kreta – Gedankenspiele
Wie fange ich an. Okay, hab ge-

rade Nachtdienst (12 Stunden)
beim 9. Polizeirevier.

Morgen gleich wieder Rufbereit-
schaft, hoffentlich werde ich nicht
angerufen.

Jetzt mache ich mir Gedanken
über Griechenland - ich bin ur-
laubsreif. Ich denke an den letzten
Urlaub vor zwei Jahren auf Kreta.
Traumstrände, türkisfarbenes Was-
ser, einsame Buchten, malerische
Orte, griechische Tavernen, Sonne
satt.

Aber was passiert in Griechen-
land? Griechenland ist fast pleite,
ständig Demos in Athen, Randale,
Streiks am laufenden Band, hässli-
che Bilder in den griechischen Zei-
tungen über unsere Kanzlerin usw.,
Geschäfte schließen, einige Grie-
chen verlassen das Land.

Aber noch mal zu den Demos.
Die Griechen haben doch Recht,
wenn sie auf die Straße gehen.

Die kleinen Leute werden wieder
geschröpft. Das Motto der GdP
„Stärke braucht Stimme „ trifft hier
bestens zu.

Nur, ich möchte nicht in der Haut
der griechischen Kollegen stecken.
Die müssen den Kopf für die unfähi-
gen Politiker bei den Demos hinhal-
ten. Das kennen wir ja auch.

Weiter zu den Urlaubsvorfreuden
bzw. Urlaubsvorbereitungen.

Das auswärtige Amt warnt die
Reisenden, dass sie Menschenan-
sammlungen weiträumig meiden
sollten. Wie soll das am Urlaubsort
gehen?

Die Fußgängerzone meiden, vor-
her nach rechts oder links durch die
engen dunklen Gassen gehen und
dann wieder auf die Fußgängerzo-
ne vor der Menschenansammlung
einscheren. Ich glaube, dass kann
funktionieren.

Weiter mit meinen Gedanken.

Was? Jetzt verlangen die Grie-
chen auch noch Reparationszahlun-
gen von den Deutschen. 70 Milliar-
den! Aus dem zweiten Weltkrieg
wären noch Rechnungen offen
(„Welt online“). Wo soll dies noch
enden? Stimmt das? Wird jetzt ge-
gen gerechnet?

Da werden sich andere mit befas-
sen. Da will ich jetzt nicht einsteigen,
sonst ende ich woanders.

Nun zu den schönen Dingen im
Leben. Ich habe letzten Monat ein
Reisebüro besucht und eine Ur-
laubsreise nach Kreta gebucht. Mei-
ne Frau und ich freuen uns schon
darauf.

Im Reisebüro wurde uns gesagt,
dass es derzeit auf den griechischen
Inseln keine Probleme gibt. Im Inter-
net „Holidaycheck“ angeklickt, nur
gute Informationen über das Hotel
und das Drumherum. Auf diese In-
formationen kann man aufbauen!!

Die Kollegen von mir waren über-
rascht, dass ich trotz der Misere in
Griechenland eine Urlaubsreise
nach dort gebucht hatte.

Mir wurde schon gesagt, dass ich
kein Geld mitnehmen müsste.

Das Geld wurde ja schon nach
dort transferiert, also billiger Ur-
laub. Es stimmt, es gab viele Ret-
tungsschirme, einer war größer als
der andere. Es gab ständig Sitzun-
gen. Es ging nur um das liebe Geld.

Und das fließt jetzt in Richtung
Griechenland.

Meine Gedanken gehen weiter:
Klappt es mit der Fliegerei im Juli,
können wir einchecken oder müs-
sen wir selbst die Koffer aus den
Flieger auf dem Flughafen in Kreta
abholen.

Wie ist es am Urlaubsort?

Vor zwei Jahren gab es tagelang
kein Benzin an den Tankstellen.
Zum Glück hatten wir nicht im Vor-
aus einen Mietwagen reserviert.
Das wäre ganz schön blöd.

Wie ist es im Hotel? Wird der
Strom manchmal abgeschaltet?
Werden wir unfreundlich aufge-
nommen? Vielleicht ist die Gebühr
für die Klimaanlage im Zimmer
doppelt so teuer! Also dann doch
schwitzen. Am Strand wird vielleicht
die doppelte Gebühr für die Liegen
und die Schirme verlangt. Oder ist
es besser, wenn wir einen Regen-
schirm und eine Gummimatte für
den Strandbesuch kaufen.

Wie sind sonst die Preise? Der
Ouzo kostet statt 4 Euro vielleicht 8
Euro? Dann doch lieber Bier bis zum
Abwinken trinken. Das kühlt so
schön.

Wie ist es in den Geschäften, alles
sauteuer wie in Frankfurt auf der
Goethestraße?

Nun zu dem aktuellen Thema
Kraftstoff. Wir schauen jetzt, gerade
zu Ostern, ständig auf die Anzei-
gentafeln der Tankstellen. Die Preise
für den Sprit steigen ständig, viel-
leicht demnächst auf 2 Euro pro Li-
ter. Und wie sieht es in Griechen-
land aus?

Gibt es im Juli Benzin an den
Tankstellen? Oder doch 2 Euro für
einen Liter Super bezahlen.
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Wir wollen ja Land und Leute ken-
nen lernen. Und da ist ein Mietwa-
gen ein gutes Fortbewegungsmittel.
Mit dem Mietfahrrad kommt man
nicht überall hin. Auf Kreta gibt es
auch ein paar gute Steigungen. Und
ich flieg ja nicht nach Griechenland,
um abzunehmen. Jeden Tag im
Meer schwimmen ist schon ange-
sagt, aber intensives Radfahren in
den Bergen??

Was mir letztes Mal auffiel, waren
die vielen Schilder mit Radarwar-

nungen am Straßenrand. Vielleicht
stehen jetzt noch mehr Schilder die-
ser Sorte am Straßenrand.

Und jetzt werden nur die Touris-
ten, und speziell die deutschen Au-
tofahrer, zur Kasse gebeten.

Es muss ja nichts passiert sein,
einfach mal abkassieren.

Es wird schon gut gehen.

Bisher hatten wir immer nette und
sehr gastfreundschaftliche Grie-

chen kennen gelernt. Und
außerdem ist Kreta weit weg von
Griechenland. Dazwischen gibt es
noch sehr, sehr viel Wasser.

War ich jetzt mit meinen Gedan-
ken abgeschweift? Aber als Schutz-
mann muss man sich ja auch erho-
len. Und das ist in Griechenland
möglich. Eine gute Vorbereitung ist
nötig.

Also dann: Kalimera.

Noch Plätze frei
15-tägige Gruppenreise der GdP nach San Francis-
co, Hawaii und Los Angeles 05. 11. – 20. 11. 2012

Reiseverlauf:

Flug nach San Francisco, Stadt-
rundfahrt und Tag zur freien Verfü-
gung, Flug nach Honolulu, ganz-
tägige Inselrundfahrt, 8-tägige
Kreuzfahrt zu den Hawaii-Inseln
Maui, Hawaii-Big Island und
Kauai, Flug nach Los Angeles,
Stadtrundfahrt, Rückflug nach
Frankfurt über Houston

Reisepreis:

Gruppengröße
30 Personen

Reisepreis pro Person:

2.999,- � / Unterbringung in der
2-Bett Innenkabine

Einzelzimmer-Zuschlag
790,- � / Unterbringung in der
1-Bett Innenkabine

Aufpreis 2-Bett Außenkabine:
320,- � pro Person

Aufpreis 2-Bett Balkonkabine:
450,- � pro Person

Leistungen:

l Linienflüge mit United Airlines /
Continental Airlines ab/bis
Frankfurt in Economy Class in-
klusive aller Steuern und Gebüh-

ren, Frankfurt – San Francisco –
Honolulu – Los Angeles – Hous-
ton – Frankfurt

l alle Transfers im Zielgebiet ge-
mäß Reiseablauf im klimatisier-
ten Bus

l 3 Übernachtungen in San Fran-
cisco inklusive Frühstück / Unter-
bringung im Doppelzimmer mit
Bad oder Dusche/WC

l 2 Übernachtungen in Honolulu /
Unterbringung im Doppelzim-
mer mit Bad oder Dusche/WC

l 7 Übernachtungen an Bord der
Pride of America in der gebuch-
ten Kabinenkategorie

l 2 Übernachtungen in Los Ange-
les / Unterbringung im Doppel-
zimmer mit Bad oder Du-
sche/WC

l Teilnahme an NCL-Bordveran-
staltungen und Nutzung der
Bordeinrichtungen (zum Teil ge-
gen Gebühr)

l alle Mahlzeiten (Vollpension) an
Bord der Pride of America, in ei-
nigen Spezialitätenrestaurants
gegen Aufpreis

l Wasser, Kaffee, Tee und Eistee an
Bord der Pride of America

l alle Hafen- und Sicherheitsge-
bühren

l halbtägige Stadtrundfahrt in San
Francisco mit örtlicher deutsch-
sprechender Reiseleitung

l ganztägige Inselrundfahrt auf
Oahu mit englischsprachigem
Driver-Guide (Übersetzung
durch unsere Reiseleitung)

l halbtägige Stadtrundfahrt in Los
Angeles mit örtlicher deutsch-
sprechender Reiseleitung

l Reiseleitung durch die GdP
l örtliche Steuern/Abgaben

nicht eingeschlossene Leistun-
gen:

l nicht im Programm aufgeführte
Mahlzeiten und Getränke

l Landausflüge
l NCL Servicepauschale in Höhe

von US$ 12 pro Person und Tag
(wird dem Bordkonto belastet)

l ESTA-Antrag für die USA
l Trinkgelder für Reiseleitung und

Busfahrer
l Gebühren für Gepäckträger am

Flughafen
l Ausgaben des persönlichen Be-

darfes
l Reiseversicherungen

Eine individuelle Verlängerung ist
möglich

Wer Interesse an der Reise hat und
den ausführlichen Reiseverlauf
möchte, wendet sich an:

Sibylle Perrot, Sigmund-Freud-Str.
42, 60435 Frankfurt, Tel.: 0152/
561 28 951 oder 069/755-81600
dienstl. oder per E-Mail: sibyl-
le.perrot@otelo-online.de oder si-
bylle.perrot@polizei.hessen.de
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Gerechtigkeit braucht Solidarität
Was bedeutet Gerechtigkeit?

Der Begriff Gerechtigkeit be-
zeichnet einen idealen Zustand des
sozialen Miteinanders, in dem es ei-
nen angemessenen, unparteilichen
und einforderbaren Ausgleich der
Interessen u. der Verteilung von Gü-
tern u. Chancen zwischen den betei-
ligten Personen oder Gruppen gibt.
(Quelle: Wikipedia )

Wir wissen jetzt, was Gerechtig-
keit bedeutet? Oder
gibt es doch noch Un-
klarheit?

Vielleicht eine ande-
re Darstellung!

Die häufigste Dar-
stellung der „Gerech-
tigkeit„ im westlichen
Kulturkreis ist die urtei-
lende Justitia, mit Waa-
ge (abwägend),
Schwert (strafend/ur-
teilend) und einer Bin-
de vor den Augen
(ohne Ansehen der Per-
son).

Diese Justitia (den
Justitia-Brunnen) kann
man sich in Frankfurt
auf dem Römer anse-
hen. Bei der letzten
WM in Deutschland
kam dieser Brunnen
auch mal in den Blick-
punkt.

Irgendwelche be-
trunkenen Engländer
hatten ein Bad im
Brunnen genommen.
Das Schwert wurde da-
mals auch geklaut. Ich
glaube, dass dies nicht
gerecht war.

Ob das Schwert wie-
der aufgefunden wurde, ist mir nicht
bekannt.

Die Justiz, also die Judikative,
entscheidet darüber, was Recht und
Unrecht ist. Danach wird ein Urteil
gefällt. Es muss dort gerecht zuge-
hen, egal ob der einfache Bürger
oder eine berühmte Persönlichkeit
vor dem Kadi steht.

Doch in der Praxis sieht es
manchmal anders aus. Geld spielt
eine Rolle. Die berühmte Persönlich-
keit kann sich z. B. einen Staranwalt

als Rechtsanwalt nehmen. Dieser
Anwalt ist geschickt und kann die
berühmte Persönlichkeit „rausbo-
xen“. Es muss nicht so sein, es kann
so sein. Wo bleibt da die Gerechtig-
keit?

Und nun zur Solidarität.

Was versteht man unter Solida-
rität?

Es ist das Grundprinzip des

menschlichen Zusammenlebens,
ein Gefühl von Individuen und
Gruppen zusammen zu gehören,
gegenseitige Hilfe und dem Eintre-
ten für einander. ( Quelle: Wikipe-
dia )

Gibt es eine Solidarität bei der
Polizei? Die gibt es.

Zum Beispiel:

Ein besonderes Zeichen der Soli-
darität ist gegeben, wenn die Kolle-
gen, die nicht aus Frankfurt kom-
men und stundenlange Fahrten in

Kauf nehmen, nach Frankfurt ent-
sendet werden, um die Kollegen in
Frankfurt zu unterstützen, beispiel-
weise bei der Bewältigung einer
Großdemonstration, z. B. bei der
Blockupy Frankfurt.

Wie war es früher?

Im Europa des 19. Jahrhundert
hat sich im Zusammenhang mit der
Industrialisierung eine Institution
Solidaritätsprinzip entwickelt. Die

gegenseitige Absiche-
rung innerhalb der Ar-
beiterschaft gegen für
sie als existenziell be-
drohlich wahrgenom-
mene Entwicklungen
der kapitalistischen In-
dustrialisierung wurde
zur Grundlage und
zum Kampfbegriff der
Arbeiterbewegung. Es
ging um die Soziale
Frage.

Die Arbeiter schlos-
sen sich in solidari-
schen Vereinigungen
(Gewerkschaften) zu-
sammen u. kämpften
gemeinsam für besse-
re Arbeitsbedingun-
gen, Verkürzung der
Arbeitszeit und höhere
Löhne.

Dieser Kampf geht
heute weiter. Dies sieht
man jeden Tag im
Fernsehen, darüber
wird im Radio berich-
tet. Im Internet kann
man darüber auch vie-
les lesen. (Schlecker,
Neckermann, Opel,
auch die GdP) Sie ge-
hen auf die Straße und

kämpfen gegen das Un-
recht. Gibt es keine Demos, nie-
mand beschwert sich, es gibt nur
gute Nachrichten, dann wäre alles
top.

Dies wäre dann der Fall, wenn wir
in einem Paradies leben würden.
Und alles ist okay und wir brauchen
uns keine Gedanken zu machen.

Wie sieht es bei der Polizei aus?
Leben wir im Paradies! Da gibt es
nur eine Antwort: Nein.

Die Justitia wacht in Frankfurt über den Römer
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Es hat sich vieles zum Schlechten
entwickelt. 42 Std-Woche, Weih-
nachtsgeld gekürzt, Urlaubsgeld
gestrichen, Lebensarbeitszeit er-
höht, die Beihilfe wollen sie kürzen,
ständig magere Tarifergebnisse,
eventuell Einführung von Erfah-
rungsstufen statt Dienstaltersstufen.

Vielleicht werden die Leistungs-
prämien auch noch ein Thema.

Eigentlich müsste man die Hände
über dem Kopf zusammenschla-
gen.

Aber wir haben ja so einen siche-
ren Arbeitsplatz. Dieses Argument
wird immer wieder angeführt.

Nur dies kann nicht so hinge-
nommen werden. Es muss ge-
kämpft werden. Wer nicht kämpft,
hat schon verloren.

Als Einzelner ist man schutzlos
ausgeliefert. Deshalb - die Masse
macht es. Je mehr Leute auf die
Straßen gehen und kämpfen, umso
wirkungsvoller ist dies.

Dies interessiert auch die Presse,
die über die Missstände berichtet.

Jetzt zum eigentlichen Thema.

Die Gerechtigkeit braucht Solida-
rität. Was muss beachtet werden?
Was ist wichtig? Es ist wichtig, auf
die Missstände hinzuweisen. Dies
muss ständig in kurzen Zeitabstän-
den wiederholt werden, um in Erin-
nerung zurückgebracht zu werden.
Es muss betont und verdeutlicht
werden.

Es muss verbreitet werden, sei es
durch Berichte in Zeitungen, Flyer,
Interviews, Artikel im Netz, bei De-
mos, bei den vielen Gesprächen mit
den Bürgern, unter den Kollegen.

Unsere Politiker müssen darüber
aufgeklärt werden. Sie müssen
überzeugt werden.

Verbesserungs- und Lösungsvor-
schläge werden ihnen vorgelegt.

Dies bedeutet auch, dass in den
eigenen Reihen viele unschlüssige
Kollegen mitgenommen werden
müssen. Sie müssen auch überzeugt
werden. Sie sollen sich ebenfalls für
Verbesserungen einsetzen und mit-
kämpfen. Dies kommt ihnen auch
zu Gute.

Die Meinung: „Das hat keinen
Sinn, das bringt ja doch nichts„ ist
fehl am Platz. Man darf die Flinte
nicht ins Korn werfen und schon gar
nicht kapitulieren oder sich zurück-
ziehen.

Man kommt nicht weiter, wenn
man frustriert ist und mit der Polizei
abschließt.

Jetzt noch mal zur Gerechtigkeit.

Ein Zitat von Richard von Weizsä-
cker aus dem Jahr 1986 zur Verant-
wortung für sozialen Fortschritt und
Menschenrechte ist wegweisend
und lautet:

„Nur eine solidarische Welt kann
eine gerechte und friedvolle Welt
sein„.

Was ist gerecht?

Ist es gerecht, wenn unsere Minis-
ter in Hessen unsere Beihilfe kürzen,
obwohl wir diesen gesundheits-
schädlichen Schichtdienst leisten.
Wir treten für Recht u. Gesetz ein,
müssen die Gesetze ausüben, las-
sen uns anspucken und beleidigen.
Wir werden durch die Übergriffe
verletzt. Und als Dank wird uns die
Beihilfe gekürzt.

Ist es gerecht, dass wir immer nur
mit geringen Tariferhöhungen ab-
gespeist werden, obwohl dieser ge-
fährliche und gesundheitsschädli-
che Dienst jeden Beamten fordert.
Wir müssen gerichtsfeste, rechtmä-
ßige Entscheidungen in kürzester
Zeit treffen. Gerichte haben dazu
Wochen Zeit. Mit einem Bein steht
man immer im Gefängnis.

Ist es gerecht, dass wir bei der
Personalmisere ständig Dienst ver-

sehen. Immer mehr Demos und
Veranstaltungen, dies bedeutet
auch viele Polizisten für den Einsatz.
Und wir müssen immer richtig han-
deln. Unterläuft uns ein Fehler, wer-
den wir belangt. Wenn z.B. beim
Rückwärtsfahren mit dem Dienstwa-
gen ein Poller angefahren wurde. Es
entstand ein Schaden am Dienstwa-
gen. Es wird jetzt gegen den Beam-
ten ermittelt, Regressforderungen.
Wegen so einer Lappalie, und jetzt
soll der Beamte zahlen. Ist dies ge-
recht?

Ist es gerecht, dass wir in Hessen
immer noch die 42 Std.-Woche ha-
ben. Die meisten anderen Länder
arbeiten in der Woche weniger. Hes-
sen vorn, aber wir gehen „auf dem
Zahnfleisch“. Auf Dauer geht dies
auf die Gesundheit der Beamten.
Wo bleibt da die Gerechtigkeit?

Ist es gerecht, dass wir für den
Dienst zu ungünstigen Zeiten (Wo-
chenende, Nachtdienste, Feiertage)
seit vielen Jahren so schlecht be-
zahlt werden? Jetzt schau ich auch
mal zur Privatwirtschaft. Da werden
anständige Zuschläge am Wochen-
ende gezahlt.

Ist es gerecht, dass viele festge-
nommene Straftäter wieder durch
teure Anwälte herausgeboxt wer-
den. Im folgenden Nachtdienst wer-
den diese Personen dann wieder
von uns festgenommen.

Die schriftlichen, aufwändigen
Arbeiten beginnen dann von vorn.
Es ist ein Kreislauf. Festnah-
me-Entlassung-Festnahme. Und
dies soll alles gerecht sein.

Ich könnte jetzt noch so weiter
machen. Mir fallen bestimmt noch
viele Beispiele ein.

Aber wichtig ist: Gerechtigkeit
braucht Solidarität. Also packen wir
es gemeinsam an. Nur so können
ungerechte Zustände in gerechte
Zustände umgewandelt werden.

Text u. Foto: Uwe Nachtwey
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Die Hessische Polizeistiftung

Der Erfolg polizeilicher Arbeit
stellt sich immer nur dann ein, wenn
ein partnerschaftliches Verhältnis zu
den Bürger/innen unseres Landes
besteht. Die hessische Polizei ist bür-
gernah und bürgerfreundlich. Das
beweisen die Polizeibeschäftigten
Tag und Nacht im Rahmen ihrer
Dienstverrichtung. Gerade die hes-
senweiten durchgeführten „Tage der
offenen Türen“ in den Polizeipräsi-
dien und der immense Zuspruch
durch die Bevölkerung bestätigen
eindrucksvoll das gute Verhältnis
zwischen Gesellschaft und Polizei.
Als Sicherheitsinstitution genießt die
Polizei ein hohes Maß an Vertrauen
und die Mehrzahl der Bürger/innen
in unserem Land lehnt Gewalt ge-
gen Polizeibeschäftigte ab. Weit
mehr Vertrauen wird in die Arbeit
der Polizei gesetzt als in die der Poli-
tiker. Zum Selbstverständnis des Po-
lizeiberufes gehört es jedoch, dass
sich Polizist/innen in Gefahr bege-
ben müssen. Häufig müssen wir in
der medialen Berichterstattung zur
Kenntnis nehmen, dass die Arbeit
der Polizei mit dem Einsatz von Leib
und Leben verbunden ist. Nicht sel-
ten werden bei besonders schweren
Einsätzen unsere Polizeibeschäftig-

ten schwer verletzt
oder gar getötet.
Dabei ist festzustel-
len, dass nach der
vielleicht spektaku-
lären Berichterstat-
tung das Ereignis
schnell in Verges-
senheit gerät. Im
Bewusstsein der
schnelllebigen me-
dialen Welt sind
täglich wechselnde
Schlagzeilen ge-
genwärtig.

Polizeistiftung
hilft

Viele Polizeibe-
schäftigte haben
sich sicherlich
schon oft gefragt:
Was geschieht,
wenn mir etwas zu-
stößt, mit meiner
Familie? Unserem
Dienstherrn ist da-
bei häufig eine
enge Grenze ge-
setzt, auch wenn

die Versorgungsregelungen in den
vergangenen Jahren nicht ver-
schlechtert wurden. In diesen Fällen
dann zu helfen, Betroffene und An-
gehörige nicht im Stich zu lassen,
hat sich die Polizeistiftung zur Auf-
gabe gemacht. Diejenigen Beschäf-
tigten, die in ihrem Dienst für die All-
gemeinheit Schaden erlitten haben,
haben Solidarität verdient.

Die Polizeistiftung betreut oft über
Jahre hinweg die betroffenen Kol-
leg/innen sowie deren Familien und
Angehörige.

Im Vorstand der Polizeistiftung
sind folgende Mitglieder vertreten:
der Landespolizeipräsident, der
Vorsitzende des Hauptpersonalra-
tes der hessischen Polizei sowie ein
weiteres Mitglied des Hauptperso-
nalrates.

Darüber hinaus werden wir durch
unsere Geschäftsführerin, Silke
Wendling, unterstützt. Die Polizei-
stiftung ist eine Stiftung des bürgerli-
chen Rechts, sie ist mildtätig und ge-
meinnützig im Sinne der
Abgabenordnung.

Beispiele unserer Unterstützun-
gen sind:

l Gewährung von Sonderurlau-
ben an im Dienst Schwerverletzte
zur schnelleren Regeneration.

l Finanzielle Unterstützung von
Angehörigen getöteter Polizeibe-
schäftigter bei Eintritt von wirt-
schaftlichen Notlagen, die zum
Teil Existenz bedrohend sein kön-
nen.

l Einmalige Weihnachtsunterstüt-
zung von ehemaligen Polizeibe-
schäftigten, deren Ruhestands-
bezüge unter dem Sozialhilfesatz
liegen.

Ihre Mittel erhält die Hessische
Polizeistiftung u.a. auch durch
Spenden aus der Bevölkerung, von
Institutionen sowie der freien Wirt-
schaft. Des Weiteren fließen ihr Buß-
gelder aus Strafverfahren zu. Darü-
ber hinaus kann auch eine
Fördermitgliedschaft eine wirksame
Unterstützungsleistung sein, um
speziell Langzeitfälle noch besser
betreuen zu können.

Hiervon in der zurückliegenden
Zeit einige Kolleg/innen davon Ge-
brauch gemacht und sind Förder-
mitglieder geworden. Wir würden
uns aber über jedes weitere Förder-
mitglied freuen. Als Vorsitzender der
Polizeistiftung bedanke ich mich bei
allen Fördermitgliedern und Gön-
nern für ihre Spendenbereitschaft.
Gerne stehen wir für weitere Aus-
künfte unter folgender Anschrift zur
Verfügung: Hessische Polizeistif-
tung, Friedrich Ebert Allee 12,
65189 Wiesbaden, Tel.: 0611 –
353 1773.

Jens Mohrherr, Vorsitzender der
Hessischen Polizeistiftung
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Erfahrung gestaltet Zukunft
Rückblick auf das 25jährige Seniorenjubiläum der GdP in Berlin

Dass GdP-Senior/innen rück-
wärts blicken, kann man ihnen nicht
verdenken, vor allem dann nicht,
wenn die Personengruppe der Se-
nioren auf Bundesebene ihr 25jäh-
riges Jubiläum feiert. Den Blick
nach Rückwärts hatte Horst Müller,
Sachbearbeiter für die Senioren-
gruppe beim Bundesvorstand, in
der Jubiläumsbroschüre „Erfahrung
gestaltet Zukunft“ zusammenge-
fasst. Dies war auch das Motto für
die Veranstaltung im Mai in Berlin.
Es zeigt den Rückblick als „Erfah-
rung“, und auch die künftige Arbeit
mit „gestaltet Zukunft“. Genau dies
war der Schwerpunkt in den ver-
schiedenen Reden im Hotel „Angle-
terre“, wo auch die früheren Senio-
renvorsitzenden Willi Bruelheide,
91 Jahre (1991-98), Heinz Blatt
(1998-2006), Artur Jung
(2006-2010) und der jetzige Vorsit-
zende Anton Wiemers (seit 2010)
anwesend waren. Der erster Vorsit-
zende, Fritz Göbel (1987-1990) ist
bereits verstorben. Aus Hessen ha-
ben die Kollegen Kurt Grede, Bern-
hard Thomas und Norbert Wein-
bach teilgenommen.

Senioren kein „altes Eisen“

In all den vergangenen Jahren
galt für die Senioren immer: „Im Al-
ter mitgestalten“. Die älteren Mit-
glieder in der GdP, männlich und
weiblich, fühlen sich nämlich nicht

als „altes Eisen“, sondern als fester
Bestandteil der GdP. Die GdP ist
wahrscheinlich auch die einzige
DGB-Gewerkschaft, die ihre Seni-
or/innen demokratisch organisiert,
von den Kreisgruppen bis zum Bun-
desseniorenvorstand.
Dass das im DGB
nicht so ist, wurde von
den Senioren immer
wieder beklagt. Man
sollte nicht vergessen,
dass die GdP bundes-
weit mehr als
170.000 Mitglieder
hat, darunter sind fast
30.000 Pensionär/in-
nen und Rentner/in-
nen. Dass die Seni-
or/innen nicht alt sind,
unterstrich Hugo Mül-
ler, Seniorenbeauf-
tragter im geschäfts-
führenden GdP-
Bundesvorstand, der
in seinem Grußwort
die Ansicht vertrat,
dass demnächst 50
Prozent der Bevölke-
rung 50 Jahre und äl-
ter seien, dass man
sich aber nicht auf den
Begriff der Demogra-
fie reduzieren lassen
solle.

Aktive Seniorenpolitik gefordert

Sein Blick schweifte aber auch auf
die allgemeine Seniorenpolitik, wo
man sich Gedanken machen müs-
se, wie man im Alter leben wolle,
welche Aktivitäten man entwickeln
könne, um lebendig zu bleiben. Er
erinnerte an die Dienstzeiten ver-
gangener Jahre, wo Polizei Gewalt
und alle anderen Probleme der
Menschen erlebt habe. Die heuti-
gen Kolleg/innen hätten darunter
noch mehr zu leiden. Es sei Aufgabe
der Politik, endlich die zu schützen,
die die Bevölkerung schützen. Hier
könne man soziale Konflikte noch
erkennen und abbauen. Hier sei die
Polizei gut ausgebildet und bezahlt.
Blicke man aber nach Griechen-
land, wo die Kolleg/innen durch die
Sparmaßnahmen nur noch einen
Hungerlohn bekämen, dürfe man
sich über Korruption nicht wundern.
Man müsse aufpassen, dass es bei
uns nicht dazu komme.

Dabei kam Hugo Müller auch auf
die sich abzeichnende Altersarmut,
auf die Rente mit 67 Jahren, die auf

Die hessischen Teilnehmer beim Seniorenjubiläum, v.l., Norbert Weinbach (SH), Bernhard Tho-
mas (FFM), Kurt Grede (NH). nw

Sabrina Kunz, Bundesvorsitzende Junge Gruppe. nw
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den Prüfstand gestellt werden müs-
se. Das sei im Grunde nichts ande-
res als ein Vorwand, die Rente auf
diesem Wege zu kürzen. Es könne
nicht sein, dass jemand der 40 bis
45 Jahre gearbeitet habe, eine Ren-
te bekomme von der er nicht leben
könne. Die Altersarmut gehöre ab-
gewehrt, eine Rente von 650 Euro
gehe nicht. Die GdP sei aufgefor-
dert, Defizite nicht nur aufzuzeigen,
sondern auch für ihre Beseitigung
zu sorgen.

Grußwort Bernhard Witthaut

„Ich freue mich, dass so viele Kol-
leginnen und Kollegen, die alle ein
Stück Gewerkschaftsgeschichte mit-
geschrieben haben und immer
noch mitgestalten, zwei Tage mit
uns in Berlin verbringen. Ich freue
mich dass sie rückwärtsblickend,
vorwärtsdenkend – Visionen entwi-
ckeln wollen, die wir mitnehmen
können für die weitere gewerk-
schaftliche Arbeit“, begrüßte der
GdP-Bundesvorsitzende Bernhard
Witthaut die aktiven Jubilar/innen.
Witthaut: „25 Jahre Seniorenarbeit
ist eine gute Zeit, auf die wir zurück-
blicken. Die Senioren sind ein Aktiv-
posten in unserer Gewerkschaft.“

Senioren brauchen
keinen „Betreuer“

Der Bundessenio-
renvorsitzende Anton
Wiemers hielt eine
nachdenkenswerte
Rede. Er sprach von ei-
ner Gefühlreise bei der
man am Ende die Türe
aufmachen müsse, um
in die Zukunft zu bli-
cken, die wir alle ge-
meinsam erleben woll-
ten. Er bezeichnet das
Jubiläum als „Silberne
Hochzeit“ und zeigte
auf, dass die Satzung
der Seniorengruppe
eine „beratende Tätig-
keit“ zuweise. Leider
werde der Rat der Se-
nioren aber kaum ge-
fragt. Geschäftsfüh-
rende
Seniorenvorstände
führten keine Geschäf-
te. Dazu fehlten ihnen
die Kompetenzen. Zi-
tronenfalter falteten
auch keine Zitronen,
schrieb er den anwe-

senden Mitgliedern des Bundesvor-
stands ins Stammbuch. Er habe als
KG-Vorsitzender mehr
Kompetenzen gehabt
wie als Bundessenioren-
vorsitzender. Es reiche
nicht, wenn die Senioren
nicht getadelt würden.
„Nicht getadelt ist genug
gelobt“, das reiche
nicht. Senioren haben
im Bundesvorstand ei-
nen „Betreuer“. So et-
was habe man beim
Eintritt in die GdP nicht
unterschrieben. „Das
haben wir nicht ge-
wollt“. Die Senior/innen
seien sich zu schade,
sich nach der Verab-
schiedung aufs Altenteil
zurückzuziehen. Wenn
auf der Visitenkarte ste-
he „PHK a.D.“ dann
könne man das „a.D.“
auch als „Ade“ verste-
hen, als „Auf Wiederse-
hen, mach´s gut“.

Anton Wiemers for-
derte die Senior/innen
auf, geistig und körper-
lich fit zu bleiben, sich

nicht auf die faule Haut zu legen.
Die Senior/innen seien 40 bis 50
Jahre in der GdP, betrachteten sie
als ihre Heimat. Deshalb wollten sie
auch wertgeschätzt werden, nicht
nur wegen des Geldes.

Mut zur innergewerkschaftli-
chen Demokratie

Der Vorsitzende hielt dem Bun-
desvorstand auch einen Spiegel vor
indem er darauf verwies, dass es in
der GdP 30.000 Senior/innen
gebe, dass man sie behandeln kön-
ne wie eine Bezirksgruppe, mit
hauptamtlichem Geschäftsführer,
zehn Angestellten und einem eige-
nen Haushalt. Das sollte die „Vorde-
ren“ nachdenklich machen. “Wir
sind ein Wert. Den sollten wir erhal-
ten. Die Frage ist, warum die GdP
diesen Wert ignoriert“. Die Seni-
or/innen erwarteten „Mut zur inner-
gewerkschaftlichen Demokratie“.
Sprüche alleine nützten nichts. „Wir
Älteren werden für unsere Rechte
kämpfen“, rief er unter Beifall in den
Saal. Anton Wiemers zeigte ver-
schiedene Themen auf, die die Seni-
or/innen betreffen. „Es ist wichtig,
einen offenen Dialog zu pflegen,
sich zu streiten, sich zu versöhnen
und sich gegenseitig anzuerken-

Anton Wiemers, Bundesseniorenvorsitzender. nw

Bernhard Witthaut, GdP-Bundesvorsitzender. nw
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nen“, zeigte er den Weg in die Zu-
kunft.

Ein alter Kämpfer

Es gab bei diesem Jubiläum zwar
keine Gelegenheit zur Diskussion
aber Günter Klinger aus Bayern er-
griff die Gelegenheit und beschwer-
te sich, dass es die Polizei von früher,
die „alten Kämpfer“ nicht mehr
gebe. Es gebe viele junge Wohl-
standsgewerkschafter, die meist nur
die eigene Karriere im Auge hätten.
Der Mensch alleine zähle heute
nichts mehr, wenn er kein Amt habe.
„Wenn Du das Amt abgibst, bist Du
nichts mehr“, klagte er. Dem Bun-
desvorstand machte er deutlich,
dass die Arbeit „vor Ort“ wichtig sei.
Es müsse den Gewerkschaftsvor-
ständen möglich sein, auf die Seni-
or/innen zuzugehen. Er stellte die
Frage in den Raum „Habt ihr Angst
davor? Ihr gehört auch bald zu uns.
Vorstände sollen an die Mitglieder
denken, nicht nur an die eigene
Karriere. Seniorenarbeit darf nicht
ein sich ständig wiederholendes
Kasperletheater sein“. Auch hier
gab es viel Beifall der Senior/innen.

Hugo Müller
wehrte sich zwar
gegen die „Vor-
würfe“, kam
aber mit dem
Hinweis alleine,
dass der Bundes-
seniorenvorsit-
zende stimmbe-
rechtigtes
Mitglied im Bun-
desvorstand sei,
auch wenn der
Seniorenvor-
stand kein eige-
nes Budget
habe, bei der Ju-
bilaren nicht
durch. Auch sein
Hinweis, dass
man die Senio-
renarbeit im
DGB verbessern
müsse, verfing
nicht.

Grußworte

In ihrem
Grußwort erklär-
te die Bundesvor-
sitzende der
Frauengruppe,
Dag-
mar
Hölzl

, dass sie sich für die
Hilfe der Senior/innen
bei Großeinsätzen der
Polizei bedanke. Sie
nehme die Senior/in-
nen „als kampflustig
wahr, die für ihre Rechte
kämpfen“. Sie bedank-
te sich dafür, dass die
Senioren die älteren
Frauen betreuten, ging
über zur Altersarmut,
vor allem bei Frauen
und forderte eine bes-
sere Berücksichtigung
von Erziehungszeiten.
Das sei wichtig für die
Höhe der Rente.

Sabrina Kunz, Bun-
desvorsitzende der Jun-
gen Gruppe sprach
über den Dialog der
Generationen. Das sei
ein Gespräch miteinan-
der. Politik werde in der
Regel für die Alters-
gruppe 35 bis 60 Jahre
gemacht. Das reiche
aber nicht. Ältere

brauchten eine Lobby, nicht nur we-
gen der Diskussion um die
Demografie. Ihre Meinung, Erfah-
rung und Kompetenz werde zu we-
nig erfragt. Auch die Junge Gruppe
denke zu wenig daran. Jung und Alt
seien eine Solidargemeinschaft.
„Wir brauchen uns als Solidarge-
meinschaft“.

Bedauert wurde im Nachhinein,
dass bis auf einen Bundestagsabge-
ordneten der „Linken“ keine Politi-
ker anwesend waren. Auch die Me-
dien wurden vermisst, wie man im
Gespräch beim „gemütlichen
Abend“ erfuhr.

Rückwärts  blicken – vorwärts
denken – Visionen entwickeln

Das Hauptreferat beim Senioren-
jubiläum hielt der frühere Bundes-
vorsitzende der GdP, Hermann Lutz.
Er begann mit einem Rückblick auf
die von ihm als Fünfjährigem erleb-
ten letzten Tage des II. Weltkriegs
und den Beginn bei der Polizei
1957.

Das sei alles Hierarchie gewesen,
Ausbilder, die früher Offiziere der
Wehrmacht waren. Grundrechte
wie Menschenwürde, freie Entfal-
tung der Persönlichkeit und Mei-Dagmar Hölzl, Vorsitzende Bundesfrauengruppe. nw

Streitbar wie immer, der frühere GdP-Bundesvorsitzende Her-
mann Lutz. nw
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nungsfreiheit habe es nicht gege-
ben. 48 Arbeitsstunden pro Woche,
plus acht Stunden Bereitschaft, sei-
en die Regel gewesen. Verdient
habe er 190 Mark, abzüglich der
Verpflegungskosten.

Er wolle sein Augenmerk aber
weniger auf das Zurück als auf die
Zukunft richten, auf die aktuelle Si-
tuation. Die Veränderungen der
vergangenen Jahre hätten eine Dy-
namik angenommen, die viele
Menschen nicht mehr verstünden.
Die Senior/innen hätten vor 25 Jah-
ren beschlossen, an der Gestaltung
der GdP aktiv mitzuarbeiten. Die Bi-
lanz bis heute könne sich sehen las-
sen.

Kaum Zeit für menschliche Be-
ziehungen

Die Globalisierung und Vernet-
zung der Kommunikation bringe
Weltoffenheit. Leider spreche man
nicht mehr „Auge in Auge“ mitein-
ander. Mit mobilen Telefonen und
PC sei man weltweit erreichbar. „Die
Technik erfasst unser Leben in ei-
nem zeitlichen Umfang, der immer
weniger Zeit für menschliche Bezie-
hungen lässt“, klagte Hermann
Lutz.

Dabei könnten sich die Senioren
eigentlich nicht beschweren. Die EU
habe das Jahr 2012 zum „Europäi-
schen Jahr des aktiven Alterns und
der Solidarität zwischen den Gene-
rationen“ ausgerufen, aber man
diskutiere, ob man den Alten nicht
den Führerschein entziehen könne,
die Ablehnung einer Bewerbung ei-
nes älteren Menschen sei gerichtlich
als „Altersdiskriminierung“ festge-
stellt worden, es gebe kaum noch
Kredite für Menschen 65 plus, Alte
werden nicht immer versichert, ab
75 Jahren solle es keine Transplan-
tationen und Operationen mehr ge-
ben. Diese Auswahl zeige ein Stück
menschlicher Realität. Papier sei ge-
duldig. Man habe festgestellt, dass
es eine Fehlentwicklung sei, ältere
Menschen vorzeitig in den Ruhe-
stand zu schicken. Das sei ein Ver-
lust für den Wirtschaftsstandort
Deutschland. Die Alten nur als Kos-
ten- und Risikofaktoren zu sehen,
gehe an der Realität vorbei. Die äl-
tere Generation bringe sich vorbild-
lich ein, sei zu 50 Prozent im Ehren-
amt engagiert, z.B. in Kirchen,
Verbänden, Kindergärten, sie stelle
ein Drittel des Bundesfreiwilligen-

dienstes, die Zahl der Selbstständi-
gen und Freiberufler nehme zu und
in der Entwicklungshilfe engagier-
ten sie sich auch. Ältere Menschen
fühlten sich körperlich und geistig
noch fit, wollten Kontakt halten zu
anderen Menschen, ihre Fähigkei-
ten nicht verkümmern lassen.

Zahl der Menschen steigt auf
9,3 Milliarden

Heutzutage sterben mehr Men-
schen als geboren werden. Die Zahl
der arbeitenden Menschen nehme
ab, u.a. weil die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf nicht funktioniere.
Es gebe 160.000 Zuwanderer, heu-
te meist aus osteuropäischen Län-
dern, die Mitglied der EU seien. Die-
se Zahl sei deshalb nicht höher, weil
es den Menschen an Attraktivität
mangele. Zu den Auswanderern ge-
hörten hauptsächlich junge Men-
schen. Dadurch steige die Zahl der
Älteren. Bis 2050 werde die Zahl
der Menschen weltweit um 2,3 Milli-
arden Menschen auf 9,3 Mia an-
wachsen. Alleine in Afrika lebten
2,5 Milliarden Menschen. Da wach-
se der Wanderungsdruck auf
Deutschland und Europa. Dadurch
und durch Klimaveränderung, Kon-
flikte, Kriege könne sich die demo-
grafische Entwicklung verschlech-
tern. Er habe die Hoffnung, dass
vorwiegend junge Menschen kom-
men und auf den Arbeitsmarkt
drängen. Auf der anderen Seite sei-
en Zukunftsprognosen fraglich. Sie
hätten schon vor 100 Jahren nicht
gestimmt. Hoffnung mache ihm
auch, dass die Produktivität in den

vergangenen 20 Jahren um 30 Pro-
zent gestiegen sei. Das müsse
eigentlich reichen, um auch in Zu-
kunft unseren Wohlstand auszu-
bauen und die Alterseinkünfte zu
bezahlen. Er wolle keine Panik ma-
chen aber es dürfe keine weitere
Umverteilung zu Lasten der Arbeit-
nehmer/innen geben, eher ein Fif-
ty-Fifty. Darauf müssten alle Ge-
werkschaften achten.

Änderungen zugunsten der Se-
nioren

Man habe jetzt nicht nur die „Al-
ten“ wieder für den Arbeitsmarkt
entdeckt, es habe sich zugunsten
der Senior/innen auch viel verän-
dert. Technische Hilfen im Automo-
bilbau könnten helfen, länger mobil
zu bleiben. Wohnungen würden
vermehrt altersgerecht gebaut. Es
gebe ein umfassendes Dienstlei-
stungsangebot für Senior/innen
und auch Reiseangebote mit medi-
zinischer Begleitung. Deutschland
benötige aber auch weiterhin einen
Auf- und Ausbau einer altersge-
rechten Infrastruktur. Vor allem im
ländlichen Raum gebe es da noch
erhebliche Mängel. Die Heimpflege
müsse besser werden. Die Würde
des Menschen dürfe nicht an der
Eingangstür abgegeben werden,
forderte Hermann Lutz. Hier liege
noch viel im Argen, wenn er an Bett-
fesselungen und Ruhigstellungen
durch Medikamente denke.

Geld holen bei den Finanzhai-
en

Alles koste Geld. Die Finanz-
märkte hätten Schäden in Billionen-
höhe verursacht, die die kleinen
Leute bezahlen müssten. Es gehe
nicht, dass sich die Banken als
„Spielbanken“ verstehen dürften.
Der Staat müsse sich das Geld bei
den Finanzhaien holen. Überall wo
gekauft und verkauft werden, müss-
ten Steuern bezahlt werden, unter-
strich Hermann Lutz und stellte die
Frage, warum es keine Transak-
tionssteuer beim Handel mit Wert-
papieren gebe. Die Finanzierung
unseres Gemeinwesens hänge eng
mit der europäischen Währungs-
union zusammen. Da gebe es nicht
nur Sonnen- und Regenschirme,
sondern neuerdings auch Rettungs-
schirme. Die wüchsen sich zu Haf-
tungsdächern aus. Sollten wir je in
Anspruch genommen werden,
warnte er, dann kämen finanzielle

Günter Klinger, Seniorenvorsitzender Bayern,
eine kritische Stimme. nw
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Einschnitte auf uns zu, wie wir sie
noch nie in der Nachkriegsge-
schichte erlebt hätten. In diesem Zu-
sammenhang wurde Hermann Lutz
laut und begründete, warum er die
Hilfe für Griechenland nicht billigen
könne. Das seien alles Betrüger, die
man fallen lassen könne. Wer durch
Betrug und Fälschung diese missli-
che Lage verursacht habe, müsse
erst im eigenen Land Strukturen
schaffen, die die Hilfe anderer
rechtfertigten.

Demografische Wandel eine
Chance

Die GdP müsse im Auge behal-
ten, dass der demografische Wan-
del keine Bedrohung, sondern eine
Chance sei. „Wir brachen das Mit-
einander der Generationen“, for-
derte er. Durch gelebte Toleranz sei-
en wir in der Lage, empfundene
Bedrohungen solidarisch zu einem
für alle tragfähigen Ergebnis zu
bringen. Solidarität sei ein Geben
und Nehmen, der Mehrheitswille
eine Einbahnstraße. Die Föderalis-
musreform, die wieder abgeschafft
werden müsse, zeige die Problema-
tik der Individualisierung auf. Die-
ses „politische Auseinanderdividie-
ren“ schwäche die Möglichkeiten
der Organisation, ernstzunehmen-
de Macht auszuüben.

Neue Berufsfelder für die GdP

Bedenklich stimme ihn, so Her-
mann Lutz, dass von 40 Millionen
Arbeitnehmer/innen nur 20 Prozent
im DGB, im DBB und in anderen
Kleinverbänden organisiert seien.
Man müsse analysieren, inwieweit
neue Berufsfelder auch für die GdP
interessant sein könnten. Bei zuneh-
mender Staatsverschuldung sei
kaum mit neuem Personal zu rech-
nen. Das private Sicherheitsgewer-

be, die Sicherheitsaufgaben im Luft-
verkehr, das sei ein
Wachstumsmarkt. Vielleicht seien
die Privaten bald auch im Fußball-
stadion und bei anderen kommer-
ziellen Veranstaltungen vertreten.
Die Zukunftsfähigkeit müsse aber
Ziel der GdP sein, schrieb er dem
Vorstand ins Stammbuch.

Beamtenstatus abschaffen

Er wäre nicht Hermann Lutz,
wenn er die GdP nicht aufgefordert
hätte, in diesem Zusammenhang
ernsthaft über das Beamtenverhält-
nis nachzudenken. Die Einkom-
mensverhältnisse bei Tarifbeschäf-
tigten und Beamt/innen liefen nicht
mehr einheitlich. Tarifbeschäftigte
dürften verhandeln. „Beamten wer-
de gegeben – oder auch nicht“.

„Verhandeln statt Verordnen“ blei-
be auch weiter ein Wunschtraum
der GdP. Als Beispiel nannte er sei-
ne Pension. Die werden in den kom-
menden Jahren durch „hoheitlichen
Akt“ um 1% per anno steigen. Bei ei-
ner zu erwartenden Inflation von
2,5 % werde sein Gehalt um 10 %
gekürzt. Solange wir den Beamten-
status beibehalten, könnten die öf-
fentlichen Arbeitgeber weiter kürzen
und streichen. „Die Schmerzgrenze
ist noch nicht erreicht“.

Angemessener Platz in der GdP

Hermann Lutz schloss seine Rede
ab mit einem Appell. Alle Senior/in-
nen in der GdP hätten einen höhe-
ren Identifizierungsgrad als die
meisten Aktiven. Sie wollten keine
Karriere mehr machen, die GdP
nicht als Sprungbrett benutzen. Sie
seien solidarisch mit dem Polizeibe-
ruf in seiner Vielfalt, egal ob Tarifbe-
schäftigte oder Beamte.

Senior/innen wollten den Beitrag
auch nicht 1:1 aufrechnen, „aber
nur Beitragszahler zu sein, ist zu we-
nig“. Den Senior/inne sei auch nicht
bange vor dem Älterwerden. Sie er-
warteten aber, dass ihre Interessen
einen angemessenen Platz finden in
der Gewerkschaftsarbeit.

nw

Bundesseniorenvorstand. nw
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Das „Wir vor das „Ich“ stellen
Die Geschichte der Familie von US-Präsident Barack Obama

Heute ist er Präsident der verei-
nigten Staaten von Amerika, Barack
Obama.

Wer aber ist Barack Obama, „der
mächtigste Mann der Welt“, wie ihn
viele Medien bezeichnen? Kann er
die Hoffnungen, die wir fast alle in
ihn setzen, soweit wir seinen Wahl-
kampf erlebt haben, wirklich erfül-
len? Kann er ein anderes Amerika
schaffen, weg von Georg Bush, dem
Anti-Amerikaner in den Augen vie-
ler Europäer? Hat ihn die Realität
des amerikanischen Alltags nicht
schon eingeholt? Denken wir nur an
die Verzögerung bei der Umsetzung
einer Krankenversicherung für alle
Amerikaner oder an die Weigerung
Israels, seine Siedlungspolitik auf-
zugeben.

Viele Fragen ranken sich um die-
sen neuen „schwarzen“ Präsiden-
ten. Ein paar hoffnungsvolle Ant-
worten gibt Barack Obama selbst in
seinem Buch „Barack Obama – Ein
amerikanischer Traum.“ Es ist die
Geschichte seiner Familie.

Erschienen ist dieses Buch bereits
1995 als der Mensch Barack Oba-
ma zwar schon politisch aktiv war,
als er aber als junger Mann wohl
noch nicht daran dachte, einmal
Präsident der USA zu werden.

Herausgegeben wurde das Werk
in Deutsch im Jahr 2008 im Carl
Hauser Verlag München, ISBN
978-3-446-2301-7, im Buchhan-
del zu bekommen für 19,95 Euro.
2008 zeichnete sich schon ab, dass
Barack Obama Präsident werden
könnte. Wahrscheinlich gab das
dem Verlag den Mut, das Buch he-
rauszubringen. Es ist ein lesenswer-
tes Buch, das vielleicht ein wenig er-
hellt, warum dieser Präsident
anders ist als sein Vorgänger.

Obama ist der Sohn einer weißen
amerikanischen Mutter und eines
schwarzen kenianischen Vaters,
also eine Mischung aus schwarz
und weiß. Er hat eine komplizierte
Familiengeschichte, da der Vater
mehrere Frauen hatte und mehrere
Kinder. So hat Barack Obama auch
zahlreiche Geschwister, vor allem in
Kenia. Hier sucht er in dem Buch
nach seinen Wurzeln, weil er wissen

will, wer sein Vater wirklich war.
Der, ein hochintelligenter Akademi-
ker, war nämlich nach Afrika zu-
rückgegangen, als Barack noch ein

Kind war.

Barack ging mit seiner Mutter und
einem „neuen“ asiatischen Vater
nach Indonesien. Dort lebte er in
ärmlichen Verhältnissen aber glück-
lich, wenn man seinen Schilderun-
gen Glauben schenkt. Als Jugendli-
cher kehrte er zurück in die USA,
lebte meist bei seinen Großeltern
mütterlicherseits auf Hawaii. Dort
erlebte er persönlich die Diskrimi-
nierungen, denen „Farbige“, insbe-
sondere „Schwarze“, ausgesetzt
waren.

Obama schildert hier seinen Le-
bensweg, der nicht einfach war, da
er all die kleinen Laster der damali-
gen Jugend (Rauchen Alkohol, Dro-
gen) auch für sich in Anspruch
nahm. Er war aber immer auf der
Suche nach einem Ausweg aus die-
ser Erniedrigung. Er trieb Sport und
war ein ausgezeichneter Schüler,
später ein ebensolcher Student an
der Harvard Universität (Stipendi-
um), wo er Jura studierte, was ihm
den Weg in die Politik öffnete.

Bezeichnend für den Werdegang
Obamas ist aber seine Tätigkeit als
„Sozialarbeiter“. Er macht „Stadttei-
larbeit“ in den ärmeren Vierteln von
Chicago, erlebt viele Enttäuschun-

gen in diesen meist von Schwarzen
bewohnten Vierteln. Er versucht mit
Hilfe Gleichgesinnter und der dorti-
gen Kirchen (wir würden sie als Sek-
ten bezeichnen) das Los der Men-
schen zu erleichtern.

Er beschreibt aber auch, wie
schwierig es ist, diesen Menschen,
eigentlich ganz normalen Amerika-
nern, klar zu machen, dass sie sich
nur selbst helfen können, dass sie
stark sind, wenn sie sich organisie-
ren, dass sie das „Wir“ vor das „Ich“
stellen müssen.

Obama sieht die Armut bei
Schwarz und Weiß, er kennt die De-
fizite der Gesellschaft, weiß, dass
Bildung mehr als notwendig ist, um
aus ärmlichen Verhältnissen raus zu
kommen.

All diese persönlichen Erfahrun-
gen prägen das Weltbild des Men-
schen Barack Obama und sie ma-
chen aus ihm den Präsidenten der
USA, von dem die Menschen hof-
fen, dass er ihre Probleme löst. Er
kann und wird es wohl nicht schaf-
fen, alle Probleme seines Landes
und der Welt zu lösen, ein Hoff-
nungsschimmer ist er aber doch.
Das Buch ist informativ und flott zu
lesen. Was mir fehlt, ist die Ge-
schichte vom Aufstieg des Mannes
zum Politiker. Wer steckt dahinter?

In dem Buch kann es nicht enthal-
ten sein, da es, wie gesagt, bereits
1995 in den USA erschienen ist.
Eine Fortsetzung wäre wünschens-
wert, denn Barack Obama ist auch
ein guter Erzähler. Das sollte man
nicht vergessen.

NW
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